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Der Kulturrat Österreich ist der Zusammenschluss der Interessenvertretungen von Kunst-, 
Kultur- und Medienschaffenden. Der Kulturrat Österreich ist eine Plattform für gemeinsame 
kulturpolitische Anliegen und Ziele. Er vertritt diese gegenüber Politik, Medien und Verwal-
tung durch aktive Einflussnahme auf alle im Sinne der Interessen und Aktivitäten der Mit-
glieder relevanten Entscheidungsprozesse. Die Vertretung in öffentlichen Körperschaften, 
Institutionen, Beiräten etc. sowie Wahrnehmung eines allgemein politischen, insbesondere 
kulturpolitischen Mandats ist hierfür unerlässlich. 
Differenzierte Positionen und Inhalte finden im Kulturrat Österreich eine Plattform, die 
kultur-, bildungs-, medien- und gesellschaftspolitische Debatten eröffnet, fördert und öf-
fentlich macht. Damit unterstreicht der Kulturrat Österreich die Bedeutung von  Meinungs-
vielfalt und emanzipatorischer Teilnahme an Kunst und Kultur als kulturpolitisches Prinzip. 
Der Kulturrat Österreich ist eine Schnittstelle zu europäischen und globalen Allianzen und 
Netzwerken. Er nimmt aktiv an der Gestaltung internationaler kulturpolitischer Meinungs-
bildung und Strategien teil.

Kulturpolitik, so ist insbesondere in Vorwahlzeiten den Medien immer 
öfter zu entnehmen, sei kein Thema, mit dem Quoten zu erzielen sind. 
Mit Stellungnahmen zu künstlerischen und kulturellen Themen, wird 
auch die Politik nicht müde zu betonen, ließe sich nicht punkten, somit 
habe auch die Kulturpolitik keine Priorität. Keine Nachfrage im medi-
alen Info-Boulevard � kein Angebot im politischen Programm, oder 
umgekehrt? Das mag insofern erstaunen, als etwa noch im Zuge der 
österreichischen EU-Ratspräsidentschaft in der ersten Jahreshälfte 
2006 sehr wohl mehrmals davon die Rede war, dass man den kultu-
rellen Wurzeln Europas nachspüren müsse, um auf dieser Grundlage 
eine gemeinsame Identität zu schaffen. Der Sound of Europe sorgte in 
Österreich allerdings bestenfalls für nationale Walzerstimmung und 
ließ denn auch keinen Platz für Diskussionen über Kunst und Mobilität 
im Zeitalter der Globalisierung, über Freiheit und Selbstbestimmung 
oder gar ökonomische Bedingungen der Kulturarbeit.

Wie auch immer: Solche Missverhältnisse sind allein schon ein Nach-
weis, dass die Kulturpolitik in den Sog des Zeitgeschehens geraten 
ist. Die Zeit, in der Kunst- und Kulturschaffende noch mit emanzipa-
torischen Ansprüchen in der Gesellschaft ihren Platz einnehmen woll-
ten, sich politisch organisierten und auch Gehör verschafften, liegt 
mittlerweile weit zurück. Jedenfalls wird immer zaghafter protestiert, 
wenn Kunst- und Medienstaatssekretär Franz Morak in Interviews er-
klärt, die Förderpolitik sei unter der Regierungsverantwortung der 
national-konservativen ÖVP endlich von der Gesellschaftspolitik ge-
löst worden.

Damit angesichts solcher Aussagen der Widerspruch nicht endgül-
tig verstummt, ist es dringend erforderlich, kritische Standpunkte zu 
neuem Leben zu erwecken � und zwar in dem Sinne, dass sie auch 
Anstoß für politisches Handeln sind. Die hier vorliegende Zeitung ist 
ein Versuch des Kulturrat Österreich, den sozialen, kulturellen und ge-
sellschaftlichen Entwicklungen � sei es in Österreich, Europa oder in 
einem globalen Zusammenhang � Rechnung zu tragen und dazu Stel-
lung zu beziehen. Auch hier zu Lande ist der internationale Trend zum 
Primat des Neoliberalismus zu erkennen, das die Menschen zuneh-
mend ihrer sozialen Sicherheiten beraubt, während die Nationalstaa-
ten zeitgleich vorgeben, mit einer Politik der Abwehr gegen diffuse 
Bedrohungen von außen � der Kampf gegen den Terrorismus ist hier 
nur ein Beispiel unter vielen � für Sicherheit zu sorgen. Auch Kunst und 
Kultur sind in dieses Spannungsfeld geraten. Der Anspruch auf die 
Freiheit künstlerischer und wissenschaftlicher Tätigkeit gerät immer 
stärker unter den Druck des Überwachungs- und Kontrollparadigmas 
einer Ordnungspolitik, die neue autoritäre Züge trägt. Parallel dazu ist 
ein Rückzug der öffentlichen Verantwortung aus der Sicherstellung 
der Rahmenbedingungen zu konstatieren.

Allein ein Blick in die alljährlich erscheinenden Finanzierungsbe-
richte der Kunstsektion deckt auf, dass die Strukturförderung seit 
dem Jahr 2000 dramatische Rückgänge erfahren hat. Die Regierung 
unter VP-Bundeskanzler Wolfgang Schüssel hat unter Einbeziehung 
der rechtsextremen FPÖ strukturelle Grundlagen einer kritischen 
und non-konformen Kultur- und Medienarbeit gezielt zerschlagen 
und zugleich versucht, sich die Künstlerinnen und Künstler durch ein 
gänzlich untaugliches Sozialsystem und unzureichend dotierte Pro-
jektförderungen gefügig zu machen. Wer damit nicht zufrieden ist, 
soll eben ein Unternehmen gründen, eine Ich-AG, für die der neue 
Wirtschaftszweig der Creative Industries angeblich paradiesische 
Möglichkeiten eröffnet.

Um diesem Mythos und vielen anderen Legenden eine klare Absage 
zu erteilen, hat der Kulturrat Österreich zahlreiche Personen eingela-

den, mit der Erfahrung aus ihren künstlerischen Tätigkeiten, kultur-
politischen Engagements sowie ihrer langjährigen Arbeit in Interes-
senvertretungen zu dieser Zeitung beizutragen. Im Wissen, dass die 
letzten Publikationen mit programmatischen Überlegungen und 
Forderungen zur Kunst-, Kultur- und Medienentwicklung schon bald 
10 Jahre zurück liegen, ja einzelne Projekte, wie das 1998 von der da-
maligen Bundesregierung veröffentlichte �Weißbuch zur Reform der 
Kulturpolitik�, seither überhaupt in den Schubladen verschwunden 
sind,  haben sie alle diese Einladung gern und mit großer Zustimmung 
angenommen. Daraus  ist eine Sammlung von Texten entstanden, 
die Kulturpolitik als eine wichtige Querschnittsmaterie ins Blickfeld 
rückt, die neue Inhalte in die politische Debatte einbringen kann. Im 
Mittelpunkt stehen, nach einem Abriss des vergangenen Jahrzehnts 
im Koordinatensystem einer neoliberalen und kulturkonservativen 
Politik, vor allem Themenschwerpunkte wie die allgemeine Budget-
situation und die Transparenz der Kulturförderverwaltung, die soziale 
Absicherung von Kunst- und Kulturschaffenden, ORF und öffentlich-
rechtlicher Auftrag, die Bedeutung freier und selbstbestimmter Medi-
enkultur, Migration und Grundrechte sowie die drohende Verarmung 
der Informations- und Wissensgesellschaft durch eine allmähliche 
Verengung des Zugangs zu Kultur und Bildung.

Gerade an diesem zuletzt genannten Beispiel wird deutlich, dass auf 
komplexe Fragen keine leichtfertigen Antworten gegeben werden 
dürfen, schon gar nicht im Konfliktfeld aus künstlerischen Ansprüchen 
auf Wahrung der Urheberrechte,  der Sicherung von frei zugänglichen 
kulturellen Gemeingütern und der zunehmenden Monopolisierung 
der Verwertungsrechte durch die Unterhaltungs- und Massenme-
dienindustrie. Hier kann der Kulturrat Österreich bestenfalls Anstöße 
geben, die eine kultur- und medienpolitische Auseinandersetzung 
in Österreich ebenso dringend benötigt wie sie entsprechende reale 
und mediale Räume für die Veröffentlichung und Verbreitung der 
oftmals konfliktreichen Positionen und Standpunkte braucht. An 
dieser Stelle sei darauf hingewiesen, dass auch die Meinungen und 
Standpunkte der Autorinnen und Autoren nicht immer mit jenen des 
Kulturrat Österreich übereinstimmen müssen, die insbesondere in 
einem Paket von Forderungen auf der letzten Seite dieser Zeitung 
gebündelt nachzulesen sind. Von entscheidender Bedeutung ist, dass 
durch ihr Zutun eine Vernetzung gelingen konnte, die darauf hoffen 
lässt, dass aus der Kunst-, Kultur- und Medienarbeit neue Impulse 
für die politische Debatte in diesem Land ausgehen werden. Sechs 
Jahre Regierungsarbeit unter ÖVP-Bundeskanzler Wolfgang Schüssel 
haben die demokratischen Grundlagen Österreichs in Besorgnis 
erregendem Ausmaß ausgehöhlt. Es ist daher hoch an der Zeit, mit 
einer Repolitisierung der Politik zu einem Ende dieser ˜ra beizutra-
gen.

�In Zeiten des expansiven globalen Kapitalismus�, schrieb der Kunst-
kritiker, Kurator und Publizist Simon Sheik vor kurzem in einem Dis-
kussionsbeitrag zur öffentlichen Rolle der Wissens- und Content-Pro-
duktion, �der Vermarktung von Kultur durch internationale Konzerne 
und der Kriminalisierung einer kritischen Linken, ist es nicht nur an-
gemessen, sondern wirklich wichtig, Formen der Kritik, Partizipation 
und des Widerstands in der belasteten Zone zwischen kulturellem 
Feld und politischer Sphäre zu diskutieren und zu bewerten.� Er 
kommt zu dem Schluss: �Ein solches Projekt verlangt nach Reflexion, 
Analyse und nicht zuletzt nach einer Auseinandersetzung damit, was 
die Begriffe Politik und Kultur in der aktuellen Situation implizieren.� 
In diesem Sinne möge auch diese Zeitung gelesen werden. Der Kul-
turrat Österreich ist zuversichtlich, dass dem geschriebenen Wort auch 
eine Vielzahl der Taten folgen wird � in den Sphären von Kunst und 
Kultur, Medien und Wissenschaft, Gesellschaft und Politik.
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IG Infoblätter Nr. 85a, 2a/06, IG Kultur Österreich, www.kulturrisse.at Sponsoring Post, GZ 02Z032018S, Verlagspostamt 1060 Wien, P.b.b.



Politik und Realität 

10 Jahre Neoliberalismus_ Gerhard Ruiss /Seite 2

Freiheit in Kunst und Kultur_ Sabine Kock /Seite 3

Heimatschutz und Leitkultur_ Martin Wassermair /Seite 3

Das österreichische Exzellenzgeschäft_ Monika Mokre /Seite 4

Die flexiblen und mobilen Ichlinge_ Eva Blimlinger /Seite 4

Strategien der (Selbst-)Ermächtigung_ Therese Kaufmann /Seite 5

GATS geht alle an_ Andrea Ellmeier /Seite 6

Kunstförderung seit 2000_ Elisabeth Mayerhofer /Seite 7

Kulturmanagement wozu_ Tasos Zembylas /Seite 7

Existenz und Überleben 

Atypisch und prekär_ Markus Griesser /Seite 8

Grundeinkommen_ Gabriele Michalitsch /Seite 8

Sozialversicherung für KünstlerInnen_Clemens Christl /Seite 9

KünstlerInnensozialversicherung anderswo_Juliane Alton /Seite 9

Gleiche Rechte für alle 

Bewegungsfreiheit der Kunst_Petja Dimitrova/ Marty Huber /Seite 10

Migrantinnen in der Kulturarbeit_Radostina Patulova/ Vina Yun /Seite 10

Politik der Spaltung_Interview mit Belinda Kazeem/ Sibel Öksüz /Seite 10

KünstlerInnen im Fremdenrecht_Doris Einwallner /Seite 11

Bundesvernetzung Frauen in Kunst und Kultur_Daniela Koweindl /Seite 12

Geschlechtergerechtigkeit?_Sabine Benzer /Seite 12

Kunst, Kultur und Polizei 

Europäischer Haftbefehl_Ludwig Laher /Seite 13

VolxTheaterKarawane_Interview: Gini Müller /Seite 13

Urheberrecht, Commons und Copyright 

Urheberrecht in Österreich_Juliane Alton /Seite 14

Fairplay oder FairPlay_Adi Blum /Seite 14

Copyright und öffentliches Interesse_Paul Stepan /Seite 15

Urheberrecht: Weniger ist mehr_Felix Stalder /Seite 15

Medienkultur 

Herausforderung Netzkultur_Sarah Schönauer /Seite 16

Kunst, Kultur und Überwachung_Konrad Becker /Seite 16

Realitycheck – dritter Sektor_Alf Altendorf  /Seite 17

Die Freien Radios 2006_Veronika Leiner /Seite 17

MigrantInnen im ORF_Zuzana Brejcha /Seite 18

Printmedien revisited_Vina Yun /Seite 18

Warum wir einen starken ORF brauchen_Klaus Unterberger/Seite 19

Machtkonzentration in der KommAustria_Maria Anna Kollmann /Seite 19

Kulturpolitik - Diskurs - Vernetzung 

Politik und Realität
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Gemessen an der Zunahme und Präsenz kultu-
reller und medialer Großereignisse, von Gedan-
kenjahren über Mozartjahre bis hin zu einem alle 
Lebensbereiche durchdringenden Sportereignis 
wie der letzten Fußballweltmeisterschaft, muß die 
politische Darstellungsnot recht groß sein. Wenn 
80 Prozent der Entscheidungen in der EU fallen 
und zu 80 Prozent den Wünschen der Wirtschaft 
entsprechen, bleibt nicht mehr viel Spielraum für 
die heimische Spitzenpolitik. Der Kanzler kann sich 
als erster Fan im Staate erweisen, und die anderen 
Regierungsmitglieder mit ihm als wichtigster Fan-
Club von ständig wechselnden siegreichen Anlie-
gen. Steht gerade kein solches zur Verfügung, hilft 
der �Problembär� aus: �Wir haben  hier ein Bären-
Ansiedlungsprogramm, mit dessen Hilfe ganze Bä-
renfamilien heimisch gemacht werden. Die richten 
auch ab und zu Schäden an, da wird auch einmal 
ein Schaf gerissen. Aber das wird dann erstattet, 
und niemand regt sich auf.� (Bundeskanzler Wolf-
gang Schüssel)

Die Gunst der Stunde hat nicht nur den poli-
tischen Geist von Nationalen und Neoliberalen be-
flügelt, auch Bürgerliche und Konservative,  Sozial-
demokraten und Grüne sehen sich in einem neu-
en politischen Wettbewerb, in dem sie sich nach 
Werten und Grundsätzen umsehen, aber keinerlei 
Anstalten machen, sie auch zu gebrauchen. 

Problematisiert werden Verluste bei Risikoka-
pitalgeschäften, nicht die Fragwürdigkeit der Ent-
wicklungen des Kapitalmarkts, und nicht einmal 
mehr argumentiert werden muß, wenn der wich-
tigste österreichische Schulbuchverlag aus öffent-
lichem in privates Eigentum übertragen und an ei-
nen deutschen Schulbuchkonzern verkauft wird.

Chefsache Kunst

Spätestens 1997, mit der von der SPÖ verwirklichten 
und der ÖVP begrüßten �Chefsache Kunst�, hat sich 
ein deutlich anderer Umgang mit Kunst- und Kul-
turfragen als in den Jahrzehnten zuvor abgezeich-
net, dessen hauptsächliches Ziel war, die größt-
mögliche politische Kontrolle innerhalb der Regie-
rung über alle Entscheidungen in diesem Bereich 
zu gewinnen und zugleich einen mit einem relativ 
geringen Kostenaufwand verbundenen maximalen 
Werbeeffekt für sich zu beanspruchen. Ein signifi-
kant unfreiwilliges aktuelles Beispiel dafür hat die 
Startwerbung für den österreichischen EU-Vorsitz 
geliefert, die aufgrund eines als �Pornographie� 
diffamierten künstlerischen Beitrags (Tanja Osto-
jic, Der Ursprung der Welt) durch den Kunststaats-
sekretär wegen �Themenverfehlung� zurückgepfif-
fen wurde, während der weitestgehende Ausschluß 
von kultur-, bildungs- und medienpolitischen Bei-
trägen von zeitgenössischen österreichischen 
KünstlerInnen für den Kunststaatssekretär keine 
Themenverfehlung war.

In zwei Veranstaltungen, am Beginn und am 
Ende der österreichischen EU-Präsidentschaft, 
wurden Kulturthemen angeschnitten, in einer Auf-
taktveranstaltung die Frage nach dem �Content� 
und in einer Ausklangsveranstaltung die Befassung 
mit der �Digitalisierung des Kulturguts� mit starker 
nationaler und internationaler Beteiligung von 
Unternehmen und Unternehmensvertretern und 

öffentlichen Verwaltungen und ohne Beteiligung 
österreichischer und internationaler KünstlerInnen 
und ihrer Interessenvertretungen.

Weder dem dafür zuständigen Staatssekre-
tär noch dem ebenfalls dafür zuständigen Bun-
deskanzler fällt auf, daß das symbolische Kapital 
der von ihnen bei jeder Gelegenheit beschwore-
nen �Weltkulturnation� (Bundeskanzler Wolfgang 
Schüssel) mit dem �weltbesten Kulturbudget� 
(Kunststaatssekretär Franz Morak) mehr und mehr 
verschwindet. Es ist seit der Durchsetzung der 
Neuregelung der Buchpreisbindung gegenüber 
der EU kein einziges zurückliegendes oder während 
der österreichischen Präsidentschaft thematisier-
tes österreichisches kulturelles Anliegen an die EU 
bekannt, es gäbe aber eines, nämlich die Absiche-
rung österreichischer und europäischer Kulturinter-
essen vor dem Zugriff der wirtschaftlichen Libera-
lisierungsinteressen der EU-Wettbewerbsdirektion 
und der WTO mit der beispielhaften und von den 
anderen EU-Mitgliedsstaaten geforderten Ratifizie-
rung der UNESCO-Konvention zur Förderung der 
kulturellen Vielfalt.

Es findet sich auch kein ernsthafter Versuch 
mehr, wie noch bei der letzten österreichischen 
EU-Präsidentschaft, eine Präsentation der europä-
ischen Kulturminister und ihrer Kulturvorstellun-
gen mit einer kulturpolitischen Diskussion durch-
zuführen.

Kunst ohne Politik

Dafür ist viel von Kreativwirtschaft, Sponsoring, Pu-
blic-Private-Partnership und gerade nur noch nicht 
von Shareholder-Value und Corporate Identity in 
der Kunst, aber oft und immer öfter von einer Kunst 
ohne Politik die Rede. Ganz so als wäre das gesell-
schaftliche Zusammenleben nicht mehr von poli-
tischen Entscheidungen bestimmt. Und vielleicht 
stimmt das in der Wahrnehmung von Politikern ja 
auch, es entspricht allerdings weder dem Leben 
von Nicht-KünstlerInnen noch dem von Künstle-
rInnen.

Und damit ist bei weitem nicht die Finanzie-
rungsfrage von Kunst allein gemeint, wie sie durch 
eine entwicklungsunfähige bis entwicklungsunwil-
lige Politik, gleichermaßen von bürgerlicher wie 
von sozialdemokratischer Seite, gerne als einziges 
offenes und letztlich nie ganz zur Zufriedenheit von 
KünstlerInnen lösbares Problem thematisiert wird. 
Die Frage der Höhe, der Notwendigkeiten und der 
Maßnahmen in der Kunstförderung beginnt näm-
lich erst dann ein Thema zu sein, wenn keine an-
deren Regulierungsmöglichkeiten im Verkehr mit 
Kunst bestehen bzw. greifen. 

Womit es schon um die Forderungen geht. 
Zwei Forderungen von KünstlerInnenseite sind in 
den letzten beiden Legislaturperioden seit dem 
Jahr 2000 erfüllt worden, genauer in der vorletz-
ten, weil ja in der vorletzten nichts wirklich Wich-
tiges thematisiert worden und übergeblieben ist, 
das man in der letzten noch verwirklichen hätte 
können: die  �Künstlersozialversicherung� und die 
gesetzliche Preisbindung bei Büchern, die einem 
Preisdumping-Verbot gleichkommt.

Beide Forderungen stammen aus den beiden 
Legislaturperioden von 1994 bis 1997 und 1997 bis 
2000 unter sozialdemokratischer Ressortleitung. 
Die �Künstlersozialversicherung� in der jetzigen 
Form wurde von den KünstlerInnen beeinsprucht 
und daher von der Vorgängerregierung der jet-
zigen Regierung nicht umgesetzt. Die Buchpreis-
bindung wurde von der Nachfolgeregierung der 
früheren Regierung vorerst nicht begrüßt und erst 
auf Druck der Betroffenen durchgesetzt. In allen 

vier Legislaturperioden bzw. immerhin in mehr als 
einem Jahrzehnt ist nicht viel mehr gelungen, als ein 
zuvor schon bestehendes vertragsrechtliches, bei 
der Wettbewerbsdirektion der EU angefochtenes 
Regulativ wie die Buchpreisbindung gesetzlich zu 
verankern und eine �Künstlersozialversicherung� 
zu schaffen, die so wenig auf die sozialen Probleme 
der KünstlerInnen eingeht, daß die KünstlerInnen 
so unzufrieden wie am Ausgangspunkt der Diskus-
sion vor zehn Jahren mit ihr dastehen.

Stimmt nicht, es ist mehr passiert. Es gibt keine 
einzige Theaterentscheidung auf Bundesebene, die 
gegen den Willen des Staatsoperndirektors durch-
gesetzt werden kann � oder gegen den Willen des 
Direktors des kunsthistorischen Museums, wenn 
es um die Bundessammlungen geht, und zwar auf 
viele weitere Jahre der Laufzeit ihrer Verträge hin-
aus. Und es gibt auch kein Geld, und zwar für nie-
manden, der/die nicht ohnehin schon viel gehabt 
hat und noch ein bißchen was dazu braucht, wie die 
Kunstmäzenin Francesca Habsburg.

Ministerverantwortlichkeit

Mit welcher nächsten Regierungskonstellation sich 
die KünstlerInnen auch auseinandersetzen werden 
müssen, drei Dinge dürfen sie von Anfang an keiner 
nächsten Regierung ersparen. 1. Die Kunstverwal-
tung muß wieder in direkter Ministerverantwort-
lichkeit geschehen. 2. Das Regierungsprogramm 
muß klare gesetzliche Vorhaben im Bereich der 
Kunst, Kultur, Bildung und Medien für die laufende 
Legislaturperiode enthalten. 3. Das Kunstbudget 
muß, inklusive Teuerungsausgleich, sofort auf seine 
frühere ungekürzte Höhe und innerhalb der Legis-
laturperiode deutlich angehoben werden.

Unter diesem Niveau ist jeder Versuch, sich um 
Weiterentwicklungen im Kunst- und Kulturbereich 
zu bemühen, und jedes weitere über Theater- und 
Museumsdirektoren-Bestellungen und die Beein-
flussung von ORF-Direktoren-Bestellungen hin-
ausgehende kulturpolitische Handeln vollkom-
men sinnlos; und sogar das wäre sinnlos, da so gut 
wie alle Bestellungen und Vertragsverlängerungen 
schon in dieser Legislaturperiode vorgenommen 
und für die nächste bis übernächste Legislaturpe-
riode mitentschieden worden sind.

Übrigens: 2007 steht, so wie es bis jetzt aus-
sieht, kein Großereignis bevor, erst 2008 mit der in 
Österreich und in der Schweiz ausgetragenen Fuß-
ball-Europameisterschaft wieder und 2009 mit der 
EU-Kultur-Hauptstadt Linz.

Gerhard Ruiss ist Schriftsteller und Geschäfts-
führer der IG Autorinnen Autoren

Eine Langversion kann auf www.kulturrat.at 
nachgelesen werden.

10 Jahre Neoliberalismus in der Kulturpolitik. Ein Jubiläum
Gerhard Ruiss

Erst keine Reisekosten, dann keine Honorare mehr für Vortragende, dann Kündigung der MitarbeiterInnen und jetzt:  
wieder zwei Schließmonate im November und Dezember. 1998 hatten wir 300.000 , 2006 sind es nur noch 100.000 .
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Freiheit in Kunst und Kultur ?

Freiheit in Kunst und Kultur ist eine mehr-
fach prekäre Angelegenheit: 

Prekär sind die Arbeits- und Lebens-
umstände in allen Sparten der sogenann-
ten �freien� Kunst. Kurzfristige Wechsel 
zwischen Selbstständigkeit, projektwei-
ser Beschäftigung und immer wieder da-
zwischenliegenden Zeiten der Arbeitslo-
sigkeit machen Kunst und Kultur in der 
Arbeitswelt gegenwärtig zu einer selt-
sam erprobten Avantgarde der wachsen-
den Prekaritäten im Kontext von globalen 
Entwicklungen und Aufweichungen der 
Sozialstandards westlicher Industrienati-
onen. Denn in der (freien) Kunst war schon 
längst Realität, was jetzt immer mehr Seg-
mente des Arbeitsmarkts betrifft: Die Ein-
künfte erlauben nur selten eine kontinu-
ierliche soziale Absicherung der Existenz. 
Die viel beschworene Freiheit des künst-
lerischen Tuns steht dazu im eklatanten 
Widerspruch: Mühsam muss vielmehr 
die Zeit fürs �Eigentliche� dem täglich 
notwendigen (Selbst-)Management ab-
gerungen werden.  

Prekär ist jedoch auch der künstle-
rische Prozess in seinem innersten Kern: 
Stets bleibt die Kunst ein Risiko, ein Wag-
nis mit offenem Ausgang, dessen Gelin-
gen nicht vorab garantiert werden kann. 
Genau dieses Wagnis macht sie jedoch 
aus, die Freiheit der Kunst, die keine un-
befangene naive ist, sondern eben eine 
im Innersten prekäre, zutiefst selbstkri-
tische, notwendig reflexive. Der Zugang 
zu Themen, Formen, Besetzungen, Gen-
res, Spannungsfeldern kann dabei eben-
so prekäre Elemente enthalten wie der 
künstlerische Arbeitsprozess und/oder 
hierarchisierende oder egalitäre Formen 
der Zusammenarbeit.

Inhaltlich bestimmt Katharina Pewny 
die Darstellung von Traumatisierungen, 
Genderproblematiken sowie  Darstel-
lungsformen der Prekarisierung der Ar-
beits-  und Lebenswelt im Bereich des Per-
formativen als gegenwärtig zentral.

Erst als Drittes prekär können dar-
überhinaus die politischen oder ge-
sellschaftlichen Rahmenbedingungen 

künstlerischer Arbeit sein.  Inwieweit sich 
in dieser Frage prekäre Spezifika ausma-
chen lassen für die gegenwärtige Situati-
on in Österreich, motiviert die folgenden 
Ausführungen. 

ĢLebt und arbeitet in Wienķ µ

Im Jahr 2000 bestimmte manifeste natio-
nale Reformation im Rechtsbündnis und 
der sichtbare, hörbare, merkbare Wider-
stand die Nation: Widerstand wurde im 
Einzelfall vom Rektorat der Universität 
indirekt mitfinan-
ziert, vom Bürger-
meister mit einem 
abendfüllenden 
Buffet auf dem 
Cobenzl belohnt, 
und zumindest 
in einigen Abtei-
lungen der Minis-
terien lancierten 
die Mitarbeite-
rInnen geradezu subversiv avancierte 
Projekte. „Kein Auftritt und medialer Raum 
für die Rechtspartei“ lautete damals die 
Devise. Elfriede Jelinek folgte mit dem 
Aufführungsverbot ihrer Stücke der Tra-
dition Thomas Bernhards, Hubsi Kramar 
besuchte in seiner legendären �Inszenie-
rung� als Hitler den Opernball, Lisl Ponger 
dokumentierte die Demonstrationen auf 
Riesen-Fotografien, der Milena Verlag gab 
das Widerstandsbuch heraus, eine enga-
gierte Sammlung kritischer Texte ver-
schiedener Sujets und Genres von Frau-
en, und: KünstlerInnen waren überhaupt 
mitten im Herz des Protests. Das war im 
Jahr 2000 und auch noch 2001. 

Dann kam die Wahl 2002 mit dem 
bestätigenden Ergebnis und danach än-
derte sich � nicht schlagartig, sondern 
schleichend � das grundsätzliche Gefü-
ge kritischer Öffentlichkeit: Der Protest 
ermattete, Schwarzblau wurde Alltags-
realität, erhielt zunehmend Medienprä-
senz � und mittlerweile ist alles normal, 
sprich alltäglich geworden. Die internen 

Abschüsse und Rotationen, Ortstafel-
streit und offene Rassismen werden als 
Kavaliersdelikt berichtet, und damit ver-
kehrt sich der entlarvende Charakter, den 
solche Formate medial ja haben können, 
zu einer wirkungsästhetischen general af-
firmation: Alles wird berichtet und auch 
das eigentlich Außerordentliche wird 
nunmehr konnotiert als Normalität. Wir 
leben hier in einem Land, in dem nicht 
nur das öffentlich propagierte Klima der 
Ausländerfeindlichkeit (Integrationsstu-
die) und allgemeinen Kontrolle und Ver-
naderung alltägliche Selbstverständlich-

keit ist, sondern 
wo die Auswir-
kungen dieses 
sich of fensiv 
vor tastenden 
Klimas bereits 
in Legislative 
(Asyl-, Nieder-
lassungs- und 
A u f e n t h a l t s -
recht), Judika-

tive (Operation Spring) und Exekutive 
(praktizierte Abschiebungen nach der 
Verschärfung des Aufenthaltsrechts bei 
binationalen Ehen) manifest geworden 
sind. 

Subversive oder subtile 
(Selbst-)Zensur und “Theater 
in Zeiten des Kriegesķ

Kunst und Kultur sind davon nicht aus-
genommen: Der erfolgreiche Protest 
gegen die Vereinnahmung der Diago-
nale blieb ein Einzelfall, und es ist auch 
singulär, wenn Catherine Deneuve die 
Seebühne verlässt, weil sie nicht mit dem 
Kärntner Landeshauptmann gemein-
sam auf einer Veranstaltung auftreten 
will. Dabei herrscht in Österreich keine 
Zensur: Christoph Schlingensief kann 
im Burgtheater Bambiland inszenieren 
als öffentlichen Angriff auf die �heilige� 
bürgerliche Familie und deren Verqui-

ckung mit den aktuellen und historischen 
Kriegsszenarien � gerade mal ins Abonne-
ment werden derartige Veranstaltungen 
nicht aufgenommen. Jelinek wird also eh 
wieder gespielt. Fundamentalopposition 
wird kaum sichtbar. Der Widerstand gegen 
die Vereinnahmung der österreichischen 
LiteratInnen im sogenannten Austrokof-
fer wurde mit einem Umwegprojekt nati-
onaler Repräsentanz unterlaufen. Gegen 
den erlahmten Protest nationaler Cou-
leur nahm sich der erste Protest gegen 
die Wiener Theaterreform � dort wo die 
Hoffnung auf partizipative und integra-
tive Kommunikation das kulturpolitische 
Klima bestimmen sollte �  sichtbarer aus, 
doch auch dieser ist gegenwärtig im Sta-
dium einer dissoziativen Lähmung und 
verschärften Konkurrenz der Freien The-
aterszene angelangt. In Bund und Stadt 
herrscht ein kulturpolitisches Klima der 
Lähmung und subtilen Selbstzensur: 
Konzeptive Arrangements im Situativen 
bestimmen das Bild der kulturpolitischen 
Erneuerung. 

Verdrängung im Rekurs auf 
kulturelles Erbe?

Gegenwärtig im Jahr 2006 sind die toten 
Seelen, die in Österreich mit achtstelligen 
Summen umarmt werden, solche aus his-
torisch unbedenklichen  Zeiten: Wolferl 
und Sigmund � wenn zweiterer budgetär 
auch weit abgeschlagen � verdrehen in 
der Festwochenwerbelinie die Augen. Das 
kulturelle Erbe unbefangenerer Zeiten 
wird von Albertina bis Alternativszene 
selbstironisch reflektiert, neu sortiert und 
in den aktuellen Bearbeitungen erneut ka-
nonisiert, während Peter Sellars die Rän-
der der Welt kontrapunktisch ins Zentrum 
der budgetären Hochkultur hievt. 

Avancierte Ausnahmen bilden dabei 
luzide Einzelfälle und wirken doch zum 
Teil bemüht. 

Engagierte Institutionen sind zählbare 
Inseln � und auch die Interessengemein-
schaften sind involviert bzw. betrof-
fen in diesem Gesamtprozess subtiler 
Selbstzensur als öffentliche Förderneh-
merInnen und zumindest indirekte Par-
tizipatorInnen kulturpolitischer Förder-
trends: Wir agieren im permanenten 
Spagat öffentlich kritischer Bezugnahme 
und gleichzeitig praktizierter Sachpart-
nerschaft mit den Institutionen. 

Dabei bleibt die Gratwanderung zwi-
schen Engagement und (un-)vermeid-
baren Wiederholungen, symbolischen 
Kolonisierungen im Protest stets ebenso 
heikel wie die Grundsituation des Mitge-
hangen, das betrifft neben kritischem 
Gedächtnis auch unverdächtigere The-
menbereiche.

Die kulturpolitische Gegenwart ist 
mehrfach prekär und wir sind mitten dar-
in. Das vorliegende Projekt ist ein Versuch, 
diesen Prekaritäten in einem öffentlichen 
Begehren nach (einem anderen) Diskurs 
zu begegnen.

Sabine Kock ist Geschäftsführerin der  
IG Freie Theaterarbeit und derzeit Vor-
sitzende des Kulturrat Österreich

Eine Langversion kann auf www.kulturrat.at 
nachgelesen werden.

  – Eine prekäre Angelegenheit

Du sagst Faschismus, das ist komisch, ich 

habe das noch nie gehört als Wort für ein 

privates Verhalten, nein, verzeih, ich muß 

lachen, nein ich weine bestimmt nicht.

(Ingeborg Bachmann/Der Fall Franza) 

Martin Wassermair

Am 8. November 2004 betrat Bundes-
kanzler Wolfgang Schüssel in einem 
pompösen Festakt die Bühne im Wiener 
Arsenal. Die Inszenierung war der Auftakt 
für das so genannte Gedankenjahr 2005, in 
dem ORF und Bundesregierung in enger 
Verbindung 60 Jahre Wiederherstellung 
der Republik, 50 Jahre Staatsvertrag und 
10 Jahre EU-Beitritt als konstituierende 
Eckdaten der jüngeren österreichischen 
Geschichte feiern wollten. Doch schon 
die Eröffnungsrede offenbarte die tiefer 
liegende Unruhe: �Wer sind wir?�. Schüs-
sel hielt sich nicht lange bedeckt, dass er 
die Geschicke seines Landes am liebsten 
im Einklang mit einem der Masterminds 
der US-amerikanischen Homeland-Secu-
rity gestaltet sehen würde. �Huntington�, 
so erklärte der im Scheinwerferlicht hell 
erleuchtete Regierungschef, �sucht nach 
der Identität�, nach dem �Gemeinsamen, 
nach dem für eine Nation unverzicht-
baren Zusammenhalt angesichts immer 
neuer Herausforderungen�. Diese Frage 
stelle sich auch in Österreich �immer stär-
ker und immer drängender�.

Paradigma der Feind- und 
Abwehrlogik

Samuel P. Huntington, ein äußerst um-
strittener Politikwissenschafter und Be-
rater der US-Administration unter George
W. Bush, hatte schon 1996 mit seinem 
Buch Clash of Civilizations wichtige Grund-
lagen für die globale Belebung eines neo-
konservativen Kulturkampfes geschaf-
fen, der auch in Europa sehr rasch als 

prioritäres Paradigma in die Feind- und 
Abwehrlogik nationalstaatlicher Sicher-
heitspolitiken Eingang finden konnte. 
Mit Who Are We, einer Streitschrift, die den 
Überlegungen zum �Kampf der Kulturen� 
noch mehr Nachdruck verleiht, kam Hun-
tington der de facto allein regierenden 
Kanzlerpartei zu Beginn des Jubeljahres 
gerade recht. �Modernisierung, wirt-
schaftliche Entwicklung, Verstädterung 
und Globalisierung�, ist in seinem aktu-
ellen Buch zu lesen, �führen dazu, dass 
Menschen ihre Identitäten neu überden-
ken und sie enger, intimer, gemeinschaft-
licher definieren�. Und auch Huntingtons 
Schlussfolgerungen sollten in Österreich 
nicht unbeachtet bleiben: �Die Menschen 
identifizieren sich mit denen, die ihnen 
am ähnlichsten sind und denen sie sich 
durch die gleiche Ethnizität oder Religi-
on, durch gemeinsame Traditionen, einen 
gemeinsamen Abstammungsmythos und 
eine gemeinsame Geschichte verbunden 
fühlen.�

Und tatsächlich: Im Gedankenjahr er-
lebte Österreich eine ungewöhnliche 
Verdichtung von Ausstellungen, TV-Do-
kumentationen und Druckwerken, die vor 
allem die Unterzeichnung des Staatsver-
trags 1955 � und nicht das Jahr 1945 � als 
Freiheitsmarke und zentralen Gedächt-
nisort der Zweiten Republik zum Inhalt 
hatten. Gemüsebeete am Heldenplatz, 
nachgestellte Bombennächte als Multi-
media-Spektakel sowie weidende Kühe 
vor dem Belvedere folgten vor allem 
einem Zweck: den �Opfermythos� in 
volksfestartigen Massenveranstaltungen 
zu einer gemeinschaftlichen �Erfolgsge-
schichte� der Nachkriegsgenerationen 
umzudeuten. Zu einem rot-weiß-roten 
Credo, das fortan das Fundament einer 
unumstößlichen Identitätspolitik bilden 
sollte � mit weit reichenden Folgen.

Aufrüstungspläne für die 
heimatliche Idylle

Dazu ein anschauliches Beispiel: Ernst 
Strasser, der erste Innenminister der ge-
meinsamen Regierung von ÖVP und 
der rechtsextremen FPÖ, wurde nach 
seiner  Amtsübergabe an Liese Prokop 
in einem Interview gefragt (Die Presse, 
26. April 2006), ob er dieses Schlüssel-
ressort für die innere Sicherheit schwarz 
eingefärbt habe. Seine lapidare Antwort: 
�Nein. Ich habe es rot-weiß-rot gemacht.� 
Die reale Tragweite der seit dem Jahr 2000 
wirksamen Umsetzung dieser damit zum 
Ausdruck gebrachten Heimat-Politik 
spricht für sich: Im Juli 2003 endete der 
Einsatz von Polizei und Rettungskräften 
für den in Mauretanien geborenen Sei-
bane Wague tödlich. Am 4. Oktober 2005 
wurde Yankuba Ceesay in der Schubhaft 
tot aufgefunden, nachdem die Behörden 
vom lebensbedrohlichen Gewichtsverlust 
des Asylsuchenden aus Gambia einfach 
keine Notiz genommen hatten. Und auch 
am 7. April 2006 sollte ein Schubhäftling 
nach Westafrika abgeschoben werden. 
Bakary J., der in Wien Frau und Familie hat, 
informierte das Flugpersonal darüber, 
dass er dieser Abschiebung nicht zuge-
stimmt habe. Die rot-weiß-rote Entschlos-
senheit brachte ihm schwerste Misshand-
lungen ein. Ende August hat das Gericht 
mit acht Monaten bedingter Haft die Ur-
teilsmilde der voran gegangenen Fälle 
fort geschrieben. Die Staatsanwaltschaft 
geht nicht in Berufung, was wie-derum 
befürchten lässt, dass sich nun auch 
die österreichische Justiz an Samuel P.
Huntingtons Aufrüstungsplänen für die 

heimatliche Idylle orientiert: �Alle Gesell-
schaften�, schreibt  er in seinem Who Are 
We, �werden immer wieder in ihrer Exis-
tenz bedroht und fallen schließlich einer 
dieser Bedrohungen zum Opfer. Einigen 
Gesellschaften gelingt es jedoch, gerade 
angesichts der Bedrohung ihren Unter-
gang zu verschieben, indem sie ihren Ver-
fallsprozess aufhalten und umkehren und 
ihre Identität und Vitalität erneuern.�

Österreich bildet in dieser Hinsicht 
keinen Sonderfall. Im Schatten der sozi-
alen und demokratiepolitischen Krisen 
der europäischen Integration liegt die 
Rückkehr zu Identitätspolitiken und einer 
Gedächtniskultur unter nationalistischen 
Gesichtspunkten vor allem auch innerhalb 
der Europäischen Union ungebrochen 
im Aufwärtstrend. �Wir erleben wirklich 
einen Clash of Civilizations�, schreibt fol-
gerichtig der bekannte italienische Philo-
soph und politische Publizist Paolo Flores 
d�Arcais, �aber im Westen selbst, zwischen 
der Demokratie als bloßem Geschwätz 
des Establishments, das ihre Prinzipien im 
Müll seines täglichen Regierens zertram-
pelt, und der beim Wort genommenen 
Demokratie mit ihren unbeugsamen 
substanziellen Forderungen�. Eine solche 
Unbeugsamkeit verlangt aber Substanz, 
um als politische Position auch tatsächlich 
öffentlich Stellung zu beziehen.

Massenmediale Zerrbilder, 
Stereotype und Kriminalisie-
rung

Wer also die Grundlagen von Identität, 
angeblicher Leitkultur und Nationalge-
schichte erschüttern will, muss deren Zei-

chensysteme anvisieren. Die Gleichgültig-
keit, die auch in Österreich angesichts der 
rassistischen und immer öfter auch töd-
lichen Realitäten in erschreckendem Aus-
maß um sich greift, ist nicht Konsequenz 
einer im Vakuum entstandenen Bild- und 
Bedeutungsproduktion. Heimat-Töne der 
Politik finden ihre Widerspiegelung im 
Info-Boulevard des ORF, in der anwach-
senden Flut von Gratis-Blättern und allen 
voran in der Kronen Zeitung. Massenme-
diale Zerrbilder, Stereotype und Krimi-
nalisierung, etwa in der Darstellung von 
Migrantinnen und Migranten, werden 
mit schwindendem Widerspruch an die 
Regierenden zurückgespielt. Kulturpo-
litische Programme haben die Aufgabe, 
diesen Kreislauf zu stören, seine unheil-
volle Geruhsamkeit an allen Ecken und 
Enden auszuhebeln. Künstlerische Inter-
ventionen, aktivistische Manöver und 
partizipative Medienprojekte sind somit 
gefordert, vor dem Terrain der Konflikte 
um historische Deutungshoheit ebenso 
wenig Halt zu machen wie vor einer hege-
monialen Politik, die � im Großen wie auch 
im Kleinen �  unter der Flagge �Kampf der 
Kulturen� immer häufiger reale Kriege 
gegen Menschen und ihre Grundrechte 
führt.

Martin Wassermair ist Historiker, 
Kultur- und Medienaktivist sowie 
Vorstandsmitglied des Kulturrat Öster-
reich; www.wassermair.net

Sabine Kock

Heimatschutz und Leitkultur
 Der neokonservative Kulturkampf im Musterland Österreich



Monika Mokre
 

Seit langem bezeichnet sich Österreich gerne als 
Weltkulturmacht. Seit kürzerer Zeit verstehen sich 
auch die österreichischen Universitäten als Weltklas-
seunis � zumindest wenn mensch der gleichnamigen, 
vom Bildungsministerium eingerichteten Webpage 
glauben möchte. Zugleich schrumpfen Kultur- und 
Wissenschaftsbudgets. Hat die österreichische Re-
gierung also eine Geheimformel entdeckt, mithilfe 
derer immer weniger Geld immer mehr Exzellenz 
erzeugt?

Wir präsentieren: Das brandaktuelle Rezept der neuen 
österreichischen Küche:
Menü „Österreichische Exzellenz“
Speisenfolge: Weltkulturmacht, Weltklasseuniversi-
täten, Erfolg im Standortwettbewerb
Zutaten: Qualität, Exzellenz, Soft Skills
Erforderliche Utensilien: Marktgängigkeit, Selbstfinan-
zierung, Rentabilität

Die neue österreichische Küche unterscheidet sich 
bekanntlich vom traditionellen Beiselessen durch 
ihre Verfeinerung � ausgewählte Zutaten sorgfältig 
kombiniert zu kleinen Portionen, die die schlanke Li-
nie nicht gefährden. Gesunder Genuss, der die Gäste 
leistungsfähig und einsatzwillig erhält. Keine bunt 
gemischten Eintöpfe, bei uns kommt nur das Beste 
auf den Tisch.

Das neoliberale Kochrezept

Dieses Erfolgsrezept junger, kreativer KöchInnen 
wurde nun auch von der österreichischen Kultur-, Bil-
dungs- und Wissenschaftspolitik übernommen. Weg 
mit der langweiligen Gießkanne, vorbei die Mühen 

um akzeptable Ausbildungschancen für alle; es geht 
um beste Qualität. Die Kriterien für diese Qualität ste-
hen im Kochbuch neoliberaler und neokonservativer 
Politik ganz vorn: Der Markt zeigt stets und zuverläs-
sig an, wo es langgeht.

Auf andere Messinstrumente lässt sich daher 
gut und gern verzichten; sie verzerren nur das schö-
ne Bild: Die großen und mittleren österreichischen 
Universitäten wurden in einem Ranking der deutsch-
sprachigen Hochschulen im Mittel- und Schlussfeld 
gereiht. Österreich hat im internationalen Vergleich 
eine der höchsten StudienabbrecherInnenquoten. 
Die PISA Studie stellt Österreichs Schulen zwar ins-
gesamt ein recht gutes Zeugnis aus, zeigt aber z. B. 
auch einen erheblichen Leistungsabstand zwischen 
SchülerInnen aus Familien mit nicht-deutscher Mut-
tersprache und Kindern Einheimischer. Die kulturelle 
Vielfalt nimmt jedes Jahr ein wenig mehr ab, wenn 
wieder einige kleinere Kulturorganisationen ihre Ar-
beit einstellen müssen, weil ihnen die Subventionen 
entzogen werden.

Diese unterschiedlichen Befunde haben eine ge-
meinsame Ursache: Geldmangel, genauer, Mangel an 
öffentlichem Geld, der durch den Markt nicht kom-
pensiert wird, nicht jetzt und auch nicht in Zukunft. 
Das neoliberale Kochrezept hat ein paar gravierende 
Mängel, die durch schlampiges Abschreiben von den 
großen ökonomischen RatgeberInnen entstanden 
sind.  Denn selbst erzkonservativen ÖkonomInnen 
ist bewusst, dass es gesellschaftliche Leistungen gibt, 
die nicht auf den Markt verlagert werden können. Un-
ter dem Begriff �Marktversagen� werden alle jene Si-
tuationen zusammengefasst, in denen Marktmecha-
nismen nicht funktionieren � und von denen gibt es 
eine Menge, gerade in den Bereichen Bildung und 
Kultur, die sich sehr knapp zusammenfassen lassen: 

Bildung und Kultur sind Werte, die für eine Gesell-
schaft wichtig sind, unabhängig davon, ob die Einzel-
nen sie sich leisten können oder wollen. Und daher 
muss der Staat dafür aufkommen. In welcher Höhe 
und unter welchen Rahmenbedingungen er das tut, 
hängt von den Zielen ab, die erreicht werden sollen. 
Sinnvoll wäre es, sich diese Zielsetzungen zuerst zu 
überlegen und in einem zweiten Schritt festzustellen, 
wie sie unter stets gegebenen budgetären Einschrän-
kungen zu erreichen sind. Weniger sinnvoll ist es, ein 
budgetäres Ziel als oberste gesellschaftliche Priori-
tät zu setzen (wie etwa das Nulldefizit, um das es im 
Übrigen erstaunlich ruhig geworden ist) und ihr alle 
anderen gesellschaftlichen Ziele unterzuordnen.

Ich-Management der zeitgenös-
sischen Wissensgesellschaft

Wenn wir nun wiederum 
von den harten Budget-
zahlen in die rosige Welt 
der PolitikerInnenreden 
zurückkehren, so finden 
wir dort an prominenter 
Stelle Zielsetzungen, die 
mit Kultur-, Bildungs- und 
Wissenschaftspolitik zu 

tun haben � Kreativität und wissenschaftliche Exzel-
lenz etwa. Doch offensichtlich wird erwartet, dass sol-
che Qualitäten sich spontan entwickeln; das Bild des 
Geniekünstlers oder des Universalgelehrten aus dem 
19. Jahrhundert wird nahtlos transformiert zum Ich-
Manager der zeitgenössischen Wissensgesellschaft. 
Schulbildung, freier Zugang zu den Universitäten, kul-
turelles Leben haben im zeitgenössischen politischen 
Verständnis keine Auswirkungen auf das, worum es 
geht, um die Spitzenleute. Besinnen wir uns also auf 
die ewigen Werte, um die herum wir stolz unsere ös-
terreichische Identität ranken � das kulturelle Erbe, 
die Staatsoper, die liebevoll-verklärte Erinnerung 
an die wissenschaftliche Blütezeit Wiens um 1900 �, 
mixen wir ein paar zeitgemäße Zutaten dazu � Cre-
ative Industries, Standortvorteile, Soft Skills �  und 
vergessen wir den so zialdemokratischen Einheits-
brei der 1970er und beginnenden 1980er, der viel zu 
langweilig war für den Geschmack unserer flexiblen 
und dynamischen Generation. 

Wobei auch die alten Rezepte keine kulinarischen 
Köstlichkeiten erwarten lassen: Die österreichische 
Kultur-, Bildungs- und Wissenschaftspolitik der ge-
samten Zweiten Republik war wesentlich durch die 
Aufrechterhaltung von Traditionen aufgrund von 
Mangel an zeitgemäßen Alternativen geprägt. Weder 
der pragmatisierten Professorenherrlichkeit an den 
Universitäten noch der diskussionslosen Subventio-
nierung von allem, was sich als kulturelles Erbe ver-
kaufen lässt, muss nachgeweint werden. Und die weit 
reichenden Reformvorhaben der sozialdemokra-
tischen 1970er zeichnen sich in erster Linie dadurch 
aus, dass sie ihre eigenen Versprechen uneingelöst 
ließen. Der Anteil von ArbeiterInnenkindern unter 
den Studierenden blieb kontinuierlich lächerlich ge-
ring. Frauen stießen in den Universitäten stets und 

vorhersehbar an gläserne Plafonds. Die öffentlichen 
Ausgaben für freie Kulturarbeit machten immer einen 
sehr geringen Bruchteil der Subventionen aus, die an 
die großen Institutionen gingen.

Seit Jahrzehnten wurden daher neue politische 
Konzepte und daraus folgende Verteilungsschlüssel 
gefordert. Stattdessen gibt es jetzt neue Schlagworte 
und allgemeine Einsparungen. Und für diejenigen, 
die vorher zum Leben zu wenig und zum Sterben zu 
viel erhielten (die freien UniversitätslektorInnen und 
die kleinen Kulturinitiativen etwa), hat sich nun die 
Lage geklärt: Sie erhalten großteils einfach gar nichts 
mehr.

�Plus ça change, plus c�est la mŒme chose� (je 
mehr sich alles ändert, desto eher bleibt alles beim Al-
ten), wäre eine mögliche Art der Interpretation dieser 
Entwicklungen. Aber vermutlich eine, die nur kurz-
fristig zutrifft. Denn auf längere Sicht spielt es schon 
eine Rolle, welche Diskurse zur Kultur-, Bildungs- und 
Wissenschaftspolitik geführt werden, welche Zielset-
zungen behauptet werden � auch wenn sie letztend-
lich nicht oder nur mangelhaft erreicht werden. Und 
wo es in der sozialdemokratischen Politik um Chan-
cengleichheit ging, geht es jetzt um die Freiheit des 
Marktes � und die Freiheit der Einzelnen, sich auf die-
sem Markt zu behaupten � mit der Grundausstattung 
an Privilegien oder Handicaps, die sie eben mitbrin-
gen. Wo es um breiten Zugang zur Rezeption und 
Produktion von Kunst ging, geht es jetzt um breite 
Zahlungsbereitschaft � wer zahlen kann, nimmt teil, 
und nur das, wofür gezahlt wird, kann stattfinden. 
Und die öffentliche Hand finanziert genau diejeni-
gen, die sich selbst am besten behaupten. 

Wären kulturelle und wissenschaftliche Qua-
lität Naturerscheinungen, die nur nicht behindert 
werden müssen, so würde diese Art der Kultur-, Bil-
dungs- und Wissenschaftspolitik zwar zu neuen und 
gravierenden gesellschaftlichen Bruchlinien zwi-
schen Wissenden und Nicht-Wissenden führen, so-
wie zur Prekarisierung von denjenigen, die sich im 
Bereich Kultur und Wissenschaft nicht im Spitzenfeld 
bewegen � aber zumindest könnte die Politik dann 
ihr selbst gestecktes Ziel der Exzellenz erreichen. Da 
allerdings kulturelle und wissenschaftliche Qualität 
in genau denjenigen Ausbildungswegen erreicht 
werden, denen zunehmend das Wasser abgegraben 
wird, steht zu erwarten, dass dieses Konzept auch in 
dieser Hinsicht scheitert.

�Überholen ohne einzuholen�, funktioniert nicht, 
wie jede/r AutofahrerIn weiß. Übrigens wurde dieser 
Slogan von der DDR-Regierung zur Charakterisierung 
ihres Verhältnisses zum westlich-kapitalistischen 
Ausland erfunden.

Monika Mokre ist Politikwissenschaftlerin und 
Vorsitzende von FOKUS, der Forschungsgesell-
schaft für kulturökonomische und kulturpoli-
tische Studien

Eine Langversion kann auf www.kulturrat.at 
nachgelesen werden.

Vor mehr als zehn Jahren, im Februar 1996 � das heißt, 
genaugenommen haben wir schon wieder ein ge-
dankliches Jubiläumsjahr, doch was soll es da zu fei-
ern geben? �, beschloss die damalige Bundesregie-
rung unter Bundeskanzler Viktor Klima und Vizekanz-
ler Wolfgang Schüssel zur Erreichung der Maastricht-
kriterien eines der so genannten Sparpakete. Die im 
Vertrag von Maastricht im Februar 1992 festgelegten 
Kriterien verlangten eine drastische Reduzierung des 
Budgetdefizits. Diese Reduzierung sollte vor allem 
durch eine massive Kürzung der Staatsausgaben 
erfolgen, was vor allem den gesamten Öffentlichen 
Dienst und damit auch die HochschullehrerInnen in-
klusive der externen LektorInnen und jene Personen, 
die auf Transferleistungen angewiesen sind � hier vor 
allem auch Studierende � betraf. Strukturanpassungs-
gesetz nannte die Bundesregierung diese Maßnahme, 
die in zwei Richtungen eine Zäsur markiert: Einerseits 
wurde dadurch die Bildungs-, Wissenschafts-, aber 
auch die Sozialpolitik, wie sie seit den 70er Jahren um-
gesetzt, wenn auch nicht forciert wurde, definitiv be-
endet. Andererseits war dies auch der Beginn der bis 
heute durchgeführten grundsätzlichen strukturellen 
˜nderungen � um nicht zu sagen Zerstörungen � im 
Sozial-, Bildungs- und Wissenschaftsbereich.

Kürzungen und kosmetische
Korrekturen

Gespart muss werden, lautete die simple und poli-
tisch konzeptlose Devise, die auch der damalige Bun-
desminister für Wissenschaft und im Übrigen auch 
Kunst Rudolf Scholten ohne Wenn und Aber umzu-
setzen bereit war. Und selbstverständlich wurde bei 
denen gespart, die in hierarchischen und noch dazu 
ständischen Organisationen wie der Universität am 
unteren Ende stehen und auf Grund der spezifischen 
Situation wenig und schlecht organisiert sind. Die 
Lehrauftragsremuneration für Lehrbeauftragte sollte 
um 29% gekürzt werden. Die Studierenden wurden 

ebenfalls mit drastischen Maßnahmen konfrontiert: 
Die Familienbeihilfe sollte nur mehr bis zum vollen-
deten 26. Lebensjahr ausbezahlt werden. Die Regel-
studiendauer durfte pro Studienabschnitt nur um je 
ein Semester überschritten werden, sonst würde es 
keine Familienbeihilfe geben, und wenn es keine Fa-
milienbeihilfe mehr gibt, gibt es keinen Bezug des 
Halbpreispasses der ÖBB, keinen Kinderabsetzbe-
trag, keine Waisenpension und keine Unterhaltsan-
sprüche. Die Mitversicherungsmöglichkeit bei den 
Eltern wurde ebenfalls an Leistungsnachweise ge-
knüpft. Die Freifahrt mit öffentlichen Verkehrsmitteln 
am Studienort wurde gänzlich gestrichen, nachdem 
schon im Sparpaket I (1995) ein Selbstbehalt einge-
führt worden war. Die Studierenden begannen mit 
Streikvorbereitungen. Das Aktionskomitee Externer 
LektorInnen konstituierte sich. Die Hochschullehrer-
Innen planten Protestversammlungen und die Be-
streikung der Lehre. Am Ende des Protestes, der im 
Wesentlichen über das damals an den Universitäten 
bereits relativ lückenlos vorhandene Internet und E-
Mails vor sich ging, stand der eine oder andere Erfolg, 
da und dort eine kosmetische Korrektur, nicht 29, son-
dern nur (!) 17% Kürzung für die Externen.

Angesichts der heutigen Situation, zehn Jah-
re später, ist man geradezu geneigt, die damaligen 
Sparefroh-Tage herbeizusehnen, die paar Prozent 
hinzunehmen, alles nicht so schlimm, denn wie sich 
gezeigt hat, war dies lediglich der Beginn. Aufbau-
end � genaugenommen müsste man abbauend 
schreiben � auf den gesetzlichen Maßnahmen, die 
SPÖ und ÖVP in den 1990er Jahren nach und nach 
beschlossen, war ab 2000 der Weg für die FPÖ/ÖVP 
und dann die ÖVP/FPÖ(BZÖ) frei, um noch bestehen-
de Strukturen endgültig zu zerstören. 

Immer wieder werden in der politischen Veröf-
fentlichung � weil von Diskussion lässt sich nicht wirk-
lich schreiben � die gleichen Schlagwörter bemüht, 
also zeitgemäßes Wording: Flexibilität, Mobilität, 
Eigenverantwortlichkeit, weniger Staat, mehr Privat 
oder schlanker Staat, auch lean management, Syner-

gieeffekte und Teams, Exzellenz und Elite, Leistung, 
employability, selfness, Content, Evaluierung und 
so weiter und so weiter, und selbstverständlich ist 
alles nur mehr ein Projekt. Die Liste lässt sich belie-
big fortsetzen. Das dahinter stehende � politische? / 
wirtschaftspolitische? � Programm ist klar sowie viel-
fach analysiert und beschrieben. Es ist überflüssig, 
zum wiederholten Male zu erklären, was mit Flexi-
bilität oder Mobilität nun wirklich gemeint ist, oder 
dass Synergieeffekt nichts anderes meint als Abbau 
von Stellen und Auflösung von Strukturen.

Leistung und Exzellenz

Die seit Jahren beschlossenen und durchgesetzten 
Maßnahmen im Bereich der Universitäten, der Wis-
senschaft und damit auch in mittelbarer Weise der 
Kunst und Kultur zeigen bereits die beabsichtigten 
Wirkungen. Als Beispiel seien hier die ehemaligen Ex-
ternen LektorInnen genannt. Durch das Universitäts-
gesetz 2002, das vor allem die Autonomie der Univer-
sitäten zum Ziel hatte � auch das ein in der Bedeutung 
politisch verkehrtes Schlagwort � wurde die durch 
eine eigene gesetzliche Regelung normierte Situation 
der Lehrbeauftragten abgeschafft. In der Realität be-
deutet dies, dass es an vielen Universitäten insgesamt 
zu einem drastischen Rückgang der Lehrbeauftrag-
ten gekommen ist. Das Argument, sie seien zu teuer, 
nimmt bei einem Stundenlohn zwischen umgerech-
net 10 und 15 Euro, brutto wohlgemerkt, doch etwas 
Wunder. Viele wären froh, zumindest jene Bezahlung 
zu bekommen, die sie 1996 noch bekamen. Wer es 
noch schaffte, einen Lehrauftrag zu ergattern, war 
zunächst mit obskuren Werkverträgen konfrontiert, 
dann wiederum mit geringfügigen Beschäftigungen 
und anderen Seltsamkeiten. Besonders bemerkens-
wert ist, dass habilitierte Lehrbeauftragte etwa an der 
Universität Wien für eine Semesterstunde ein Entgelt 
von � 466,50 für das ganze Semester erhalten. Wären 
sie nicht habilitiert, wären es � 948,30. Die Absurdität, 

dass in einer Institution jene, die höher qualifiziert 
sind � und die Universitäten halten an den formalen 
Qualifikationskriterien Mag., Dr., Univ.-Doz. in dieser 
Form bis dato fest �, um mehr als die Hälfte weniger 
als niedriger Qualifizierte bekommen, vermag trotz 
vieler Gespräche niemand zu erklären. Leistung und 
Exzellenz sind eben gefragt!

Projektmitarbeit ja. Arbeitsplatz, 
Infrastruktur nein

Die mobilen und flexiblen freien Wissenschafte-
rInnen, also jene, die ausschließlich auf zeitlich be-
fristete Arbeitszusammenhänge angewiesen sind, 
und hier wiederum vor allem auf Projekte, müssen 
einerseits als Ichlinge agieren, um andererseits als 
Wirlinge überhaupt Beschäftigung zu finden: Stich-
wort EU-Projekte und die notwendige institutionelle 
Anbindung. Sofort wird aber immer � selbstverständ-
lich informell � von Seiten der Institution klargestellt, 
Mitarbeit ja, aber Arbeitsplatz, Infrastruktur nein, 
das geht nicht, kein Platz, kein Geld, ja vielleicht der 
eine oder andere Betrag für Overheadkosten. Der 
Beschluss über ein Bundesgesetz über das Institute 
of Science and Technology � also, kurz gesagt, Exzel-
lenz Universität Gugging � zeigt, es ist keine Frage 
des Geldes. Das gibt es, vor allem in Fülle! Es ist � wie 
banal � eine Frage der Verteilung und der politischen 
Absicht.

Eva Blimlinger ist Historikerin und Beamtin. Zwi-
schen 1998 und 2004 war sie Forschungskoordi-
natorin der Historikerkommission, seither ist sie 
Projektkoordinatorin für Kunst & Forschungsför-
derung an der Universität für angewandte Kunst.
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Kaum ist  ein leicht gesteigertes Interesse an 
kulturpolitischen Fragestellungen auf EU-Ebe-
ne festzustellen, scheint eine Verschiebung 
stattzufinden von den bisher vorherrschenden 
identitären oder leeren Formeln einer �europä-
ischen Kultur� hin zu einem neoliberalen Kon-
zept von Kultur bzw. einer Kombination von 
beidem. In einer neoliberalen Logik sollen die 
�Kultur- oder Kreativindustrien� als Motoren 
des für das europäische Selbstverständnis so  
prägenden Wirtschaftswachstums dienen. 
Die zentrale � kaum gestellte � Frage in diesem 
Kontext ist jene nach dem Verhältnis von Kultur 
und Demokratie bzw. konkreter, von Kulturpo-
litik und Demokratiepolitik in der EU. Welche 
Rolle kommt dem kulturellen Feld im Demokra-
tisierungsprozess Europas zu? Wie können Stra-
tegien entwickelt werden gegen die aktuelle 
Tendenz, Kulturpolitiken ausschließlich zum 
Austragungsort neoliberaler Gouvernementa-
lität zu machen, in dem so hippe Begriffe wie 
�interkulturelle Kompetenz� nichts anderes als 
Business-Tools auf dem internationalen Markt 
oder zeitgenössische Kontroll- und Regulie-
rungsmechanismen bezeichnen? Was kann 
unternommen werden gegen die Reduzierung 
des kulturellen Sektors auf ein Experimentier-
feld für die �kreative Wettbewerbsfähigkeit� 
postindustrieller Arbeitskräfte,  in dem Künst-
lerInnen als Modelle für das flexible, selbstver-
antwortliche, unabhängige, projektorientierte 
und zukunftsweisende Subjekt der New Econ-
omy dienen sollen?

Kulturpolitik und Demokratiepolitik

Dem steht eine Auffassung von Kulturpolitik 
gegenüber, die davon ausgeht, dass gerade 
im kulturellen Feld  eine Reihe von Vorausset-
zungen für politische Prozesse aktiver Bürge-
rInnenschaft entstehen können: Teilhabe und 
Auseinandersetzung, Austausch und Verhand-
lung von Differenzen. Eine Kulturpolitik, die 
eine �kulturelle Demokratisierung� in Europa 
anstrebt, würde nicht länger die Vorstellung 
der �kulturellen Vielfalt� fetischisieren (und 
damit in der Gleichsetzung von �Kultur� und 
�Nation� die Logik der ersten Hälfte des 19. 
Jahrhunderts fortführen), während gleichzeitig 
all jene ausgeschlossen werden, die keinem der 
europäischen �Völker� angehören. Sie würde 
auch nicht vorwiegend auf Flagship-Projekte 
wie die �Europäischen Kulturhauptstädte� set-
zen. Stattdessen ginge es um einen politischen 
Ansatz, der sich radikal einer der dringendsten 
Herausforderungen in Europa stellt, nämlich 
der dauerhaften Neuzusammensetzung sei-
ner Gesellschaften. Dafür müssten neue und 
vorausschauende kulturpolitische Ansätze 
verknüpft werden mit zeitgenössischen theo-
retischen Ansätzen und der Erprobung neuer 
Formen der Kooperation, des Austauschs und 
der Allianzenbildung � im kulturellen Feld und 

darüber hinaus genauso wie innerhalb der EU 
und über ihre Grenzen hinaus. Dies könnte zur 
Entstehung  einer Gemeinsamkeit beitragen, 
die sich nicht auf die Stabilität einer �Identi-
tät� beruft, sondern zur Vervielfältigung von 
Diskursen und Praxen führt, die zur Basis einer 
pluralen Demokratie in Europa werden.

Neue Formen der 
Zusammenarbeit

Drei Aspekte könnten als zentrale Forderungen 
für europäische Kulturpolitiken definiert wer-
den: Zugang und Partizipation, die Pluralisie-
rung transnationaler Öffentlichkeiten und die 
Förderung gesellschaftlicher Teilhabe durch 
neue Formen der Zusammenarbeit und Alli-
anzen zwischen verschiedenen politischen 
Feldern. Durchaus in Überschneidung zwi-
schen ihnen können sie mögliche Strategien 
der (Selbst-)Ermächtigung und der Artikula-
tion von Subjektpositionen bedeuten. Erwei-
terte Teilhabe bedeutet deshalb nicht, den 70er 
Slogan �Kultur für alle� wiederzubeleben oder 
mit populistischen Mitteln in die Steigerung 
des Konsums kultureller Massenprodukte zu 
investieren. Es meint die Notwendigkeit, neben 
kulturellen Produkten auch ihre Produktion 
und Verbreitung zugänglicher zu machen � vor 
allem auch für jene, die politische und soziale 
Ausgrenzung und Diskriminierung erfahren. 
Die Aktivitäten  verschiedenartiger Initiativen 
und Organisationen im kulturellen Feld sind 
wiederum ein Potenzial für die Herausbildung 
differenzierter und vielfältiger politischer Öf-
fentlichkeiten auch auf transnationaler Ebene. 
Eine Kulturpolitik, die neue Formen der Zusam-
menarbeit und der Allianzenbildung zwischen 
selbstorganisierten Gruppen als emanzipato-
rische und grenzüberschreitende Praxis unter-
stützt, würde auch die Bedingungen für den 
Austausch �kultureller Differenz� schaffen und 
damit Räume der Artikulation, in denen alle 
für sich selbst sprechen statt �repräsentiert zu 
werden�.

Initiativen von unten

Der französische Philosoph Etienne Balibar 
fordert in seinem Buch �Sind wir Bürger Euro-
pas?� eine fundamentale Demokratisierung 
der Grenzen Europas. Diese verlaufen, wie er 
sagt, nicht länger ausschließlich entlang der 
äußeren � ebenso imaginären wie zunehmend 
aggressiv abgeriegelten � territorialen Begren-
zungen, sondern sie haben sich ebenso wie 
die entsprechenden Praktiken mitten in den 
politischen Raum verlagert. Das wirft ein neues 
Licht auf die apodiktischen Beschwörungen der 
�kulturellen Grenzen� Europas als Ausdruck ei-
ner ständigen Verschiebung des Diskurses vom 
Politischen ins Kulturelle. Die Konstruktion ei-
ner �europäischen (kulturellen) Identität� wird 
hier als Mittel der Grenzziehung zwischen Teil-
habenden und Nicht-Teilhabenden funktionali-
siert und dient u.a. als Legitimierungsstrategie 
für rechtliche und soziale Ausschließungs- und 
Unterdrückungsmechanismen. Dies verweist 
auch auf die These Balibars einer Unterschei-

dung zwischen den einander durchdringenden 
und konfrontierenden Konzepten des �ethnos�, 
des �Volks� als imaginärer Gemeinschaft der 
Abstammung und Affiliation einerseits, und 
andererseits des �demos� im Sinne einer po-
litisch definierten Gemeinschaft des Konflikt- 
und Interessensausgleichs in einem öffentli-
chen politischen Raum.

Für die Herausbildung eines solchen 
braucht es auch theoretische und aktivistische 
Initiativen von unten. Netzwerke, temporäre 
Plattformen und experimentelle Kollektive im 
kulturellen Feld können  Räume der Ausein-
andersetzung und des Austauschs als grund-
legende Voraussetzungen für eine demokra-
tische Partizipation sein � unabhängig davon, 
ob sie real existieren oder virtuell sind. Idealer-
weise führt die Transnationalisierung kulturpo-
litischer Diskurse durch verschiedene Praxen 
des Austauschs und der Vernetzung auch über 
das engere kulturelle Feld hinaus zur Artikulati-
on konkreter politischer Forderungen. Beispiele 
dafür können in den europa- und auch welt-
weiten Vernetzungsaktivitäten soziokultureller 
Zentren ebenso gesehen werden wie in ver-
schiedenen Netzwerken und Plattformen un-
abhängiger Printmedien oder Radios, in Netz-
kulturprojekten oder aktivistisch-diskursiven 
Foren. Sie haben oft den entscheidenden Vor-
teil, dass sie den Raum für die Formulierung und 
den Austausch von Minderheitenpositionen 
schaffen, niederschwelligen Zugang erlauben 
und auf kollektiven Entscheidungs- und Ent-
wicklungsprozessen beruhen. Auch wenn die-
se Praxen der Zusammenarbeit oft konfliktuös
und riskant sind, stellen Beispiele wie Euro-

Mayday oder Open Source Alliances Mög-
lichkeiten für einen gemeinsamen, kreativen 
Kampf in Richtung einer �kommenden Gemein-
schaft� dar, die keinen Anspruch auf Identität 
erhebt und jedes Kriterium einer ausschließen-
den Zugehörigkeit ablehnt.

Therese Kaufmann ist Co-Direktorin des 
EIPCP.

Dieser Text ist eine gekürzte, übersetzte Fassung 
der Autorin von strategies of (self)empowerment 
and spaces of resistance. online nachzulesen hier: 
www.freietheater.at/material/Doku_EON.pdf

Links:
www.eipcp.net 
www.euromayday.org
www.opensource.org
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Öffentliche Dienstleistung 
Kultur in Gefahr? 

  

Von Kultur, Ökonomie und zivilgesellschaftlichen Allianzen
Andrea Ellmeier

Wirtschaft, Weltwirtschaft 
und all die internationalen 
Verträge interessieren die, 
die im kulturellen Feld ar-
beiten, nicht unbedingt. 

Sollten sie aber. Was haben rein wirtschaftliche Re-
gelungen mit Kultur zu tun? Viel. Es schaut ganz so 
aus, als ob �die Wirtschaft� alle und alles eingeholt 
hätte: Jetzt müssen sich in den Anfängen des Wohl-
fahrtstaates noch deutlich ökonomie-ferne Bereiche 
wie Kultur und Kunst, Bildung und Gesundheit über 
etwas so Sperriges wie GATT (General Agreement on 
Tariffs and Trade) und die EU-Dienstleistungsrichtlinie 
schlau machen. Warum eigentlich? 

GATS geht alle an

Die Globalisierung der Wirtschaft hat, zusätzlich be-
schleunigt durch den Wegfall des Realen Sozialismus, 
in den letzten Jahrzehnten dazu geführt, dass auch 
bzw. gerade Kultur, kulturelle Güter (GATT) und mit 
GATS �kulturelle Dienstleistungen� immer stärker 
ins ökonomische Visier geraten sind und Kultur ein 
wirtschaftlich äußerst interessantes Feld geworden 
ist. Das verwundert nicht, wenn man bedenkt, dass 
sich die (westliche) Industriegesellschaft hin zu einer 
Informationsgesellschaft, zu einem Content-Kapita-
lismus entwickelt hat, der geradezu von �kulturellen 
Produkten� und �kulturellen Dienstleistungen� lebt. 
Der Postfordismus ist u.a. gerade dadurch gekenn-
zeichnet, dass Kultur in all ihren Ausformungen 
(Kunst, kulturelle Güter und Dienstleistungen) zu ei-
ner begehrenswerten Wirtschafts-Ressource gewor-
den ist und sogar von 
kultureller Ökonomie 
gesprochen wird.

Für diese globalen 
ökonomischen Ver-
änderungen gibt es 
bislang keine interna-
tional verbindlichen 
politischen Spielre-
geln. Seit der Grün-
dung des GATT im Jahr 
1947 gibt es hingegen 
internationale ökono-
mische Spielregeln. 
Und Mitte der 1990er 
Jahre gelang den öko-
nomischen Playern mit 
der Gründung der WTO 
(World Trade Organi-
sation) ein weiterer 
Schritt zur Institutiona-
lisierung der globalen 
Waren�ströme�. Nati-

onale Regelungen haben in einem solchen ökono-
mischen Welt-Raum  freilich massiv an Bedeutung 
verloren, sowohl gegenüber einem nationalen Ord-
nungsregime als auch gegenüber einem multilate-
ralen bzw. supranationalen. 

Internationale nicht-ökonomische, völkerrecht-
lich wirksame Richtlinien oder Übereinkünfte, die z.B. 
einflussreichen transnational aktiven Konzernen eine 
zivilgesellschaftliche Charta als außerökonomisches 
Korrektiv entgegensetzen könnten, fehlen. Eine sol-
che Charta könnte zivilgesellschaftliche Vereinba-
rungen enthalten, die Anliegen von allgemeinem In-
teresse wie Kultur, Bildung und Gesundheit vor dem 
totalen ökonomischen Zugriff schützen und fördern 
und sich nicht an einem ökonomischen Paradigma 
orientieren. Auf diese Weise könnte neben dem glo-
balen ökonomischen ein globaler nicht-kommerzi-
eller öffentlicher Welt-Raum entstehen. 

Kulturelle Ökonomie

Zurück zur Frage der kulturellen Ökonomie. Wie kam 
es zu einem engeren Verhältnis zwischen Kultur und 
Wirtschaft? Die Nationalwirtschaften veränderten 
sich hin zu global positionierten Regionalökono-
mien, die wirtschaftspolitischen Zusammenschlüs-
se von mehreren Staaten führten zu Abkommen wie 
NAFTA, EU-Verträge, MERCOSUR, ASEAN etc. Früher 
oder später stellte sich in diesen um einiges grö-
ßer gewordenen Märkten die Frage, wie denn nun 
Kulturgüter, kulturelle Dienstleistungen behandelt 
werden sollten. Sind es in erster Linie Handelsgüter 
oder doch eher Kulturgüter, eher handelsübliche 

Dienstleistungen oder doch 
schützenswerte kulturelle 
Dienstleistungen im Inter-
esse eines Staates, eines 
Gemeinwesens? Da prallen 
ganz differente politische 
Positionen aufeinander: Für 
Wirtschaftsliberale ist ein 
Kulturgut ein Wirtschaftsgut 
wie jedes andere, das sich in 
einem weitgehend �freien� 
Markt am besten entwickeln 
kann. Das andere Ende des 
Spektrums, das sämtliche 
an Kultur Interessierte und 
für Kultur Engagierte ein-
schließt, will kulturelle Gü-
ter und Dienstleistungen 
keinesfalls als ganz gewöhn-
liche kommerzielle Waren 
und Dienstleistungen ge- 
und behandelt wissen.

Faktum ist, dass das 
GATS-Abkommen der WTO, 
das den globalen Handel mit 
Dienstleistungen forcieren 
soll, eine Privatisierung vie-
ler bisher öffentlich organi-
sierter Bereiche zum Ziel hat. 
Inner-EU-politisch verfolgt 
die EU-Kommission mit der 
Ende Mai 2006 verabschie-
deten Bolkestein-Dienstleis-
tungsrichtlinie einen weitge-
hend liberalen Kurs. Außen-
politisch weiß die EU ihre In-
teressen aber dahingehend 
zu wahren, dass sie z.B. den 
europäischen Filmmarkt und 
AV-Dienstleistungen weder 
für GATT noch jetzt für GATS 
global freigegeben hat, um 
damit die heterogene, viel-
fach auf nationalen Film-
förderungen basierende 
europäische Filmwirtschaft 
vor der für sie existenzbe-
drohenden US-Konkurrenz 
zu schützen. 

Die außerökonomischen 
kulturellen Argumente fin-
den nicht zuletzt dank der 
lautstarken Proteste der 
europäischen Kultursze-
nen Gehör, die verhindern 
möchten, dass sich mit der 
WTO ein ökonomisches 
Weltsystem ohne gleichwer-

tiges politisches Pendant etabliert. Diese zivilgesell-
schaftlichen Interventionen sind eine Reaktion auf 
das Faktum, dass bisher die Organisierung des glo-
balen politischen Zusammenhalts weit hinter dem 
wirtschaftlichen Feld zurückgeblieben ist und dass 
von den politischen Eliten bis dato globale zivilgesell-
schaftliche Anliegen im Verhältnis zu ökonomischen 
Interessen auffallend wenig vertreten wurden. Natio-
nalstaatlich organisierte Interessenvertretungen sind 
nun aufgerufen, sich international neu zu entwerfen 
und zu positionieren. Vor allem gilt das für Gewerk-
schaften wie auch sämtliche Interessenvertretungen 
aus Kunst und Kultur. 

Kampfbegriff Kulturelle Vielfalt

In und mit der Antiglobalisierungsbewegung sind 
europäische und globale Kulturöffentlichkeiten 
auch gegen das MAI-Abkommen (1999), gegen die 
GATS-Verhandlungsrunden, gegen die EU-Bolke-
stein-Dienstleistungsrichtlinie, aber für den Erhalt 
und Schutz �kultureller Vielfalt� aufgetreten. 

Kulturelle Vielfalt wurde zu einem internationa-
len kulturpolitischen Kampfbegriff. Gefordert wurde 
nicht mehr und nicht weniger als ein internationales 
Instrument zur Sicherung und Förderung von kultu-
reller Vielfalt, die durch die weitgehende Ökonomi-
sierung vieler bislang nicht kommerzialisierter gesell-
schaftlicher Bereiche bedroht war und ist. Aus dem 
anfangs wahrlich utopischen Unterfangen wurde ein 
Erfolg, als die UNESCO, die eher zahnlose Kulturorga-
nisation der UNO, es als Chance für sich begriff und 
tätig wurde. Im Oktober 2005 konnte schließlich mit 
einer unerwartet satten Mehrheit gegen den beina-
he singulären Widerstand der USA die „Convention 
on the Protection and Promotion of the Diversity of 
Cultural Expressions� verabschiedet werden. Diese 
UNESCO-Konvention ist ein völkerrechtliches Instru-
ment, dass dem WTO-Vertrag zwar nicht vorgereiht, 
aber doch gleichgestellt ist. Damit konnte in einem 
ersten Schritt erreicht werden, dass Kultur im ökono-
mischen Kontext überhaupt einmal wahrgenommen 
werden muss. Die WTO kann sich jetzt nicht mehr so 
einfach an �kulturellen Argumenten� vorbeischwin-
deln. Kultur hat im globalen ökonomischen Kontext 
an Bedeutung gewonnen und eine Stimme erhalten, 
die es weiter und nachhaltig zu kräftigen gilt. Das ist 
aber nur ein erster, wenn auch wichtiger Schritt. Jetzt 
geht es darum, den Erhalt und vor allem den Ausbau 
der Vielfalt kultureller Ausdrucksformen tagtäglich 
vor Ort (in den Nationalstaaten) aufs Neue durchzu-
setzen, zu fordern, dass kulturelle und andere gesell-
schaftspolitische Freiräume für eine zivilgesellschaft-
liche Nutzung erhalten und gefördert werden. 

Auch in Österreich ist es allerhöchste Zeit für 
eine aktivere Auseinandersetzung mit GATS und 
seinen Auswirkungen auf Kunst und Kultur. Es ist 
sehr zu wünschen, dass die UNESCO-Cultural Diver-
sity-Diskussion bald eine breitere Öffentlichkeit er-
reicht, handelt es sich doch um nicht weniger als die 
Sicherstellung und Entwicklung der demokratischen 
Teilhabe einer mündigen und selbstbewussten Be-
völkerung an Fragen von allgemeinem Interesse. 
Dafür braucht es freie Medien, freie Kulturszenen und 
allgemein eine breite Unterstützung von nicht-kom-
merziell orientierten Kultur- und Kunstprogrammen 
durch die öffentliche Hand � im Interesse einer sich 
entwickelnden kritischen europäischen Öffentlich-
keit und Gesellschaft. 

Andrea Ellmeier ist Kulturwissenschaftlerin, 
Lehrbeauftragte an der Univerität Wien und kul-
turpolitische Konsulentin des Europarats.

www.unesco.de (weiterführende Materialien und zu Ge-
schichte und aktuellem Stand der UNESCO Konvention)
www.uneso.at
www.stoppgats.at
www.attac.at/bolkestein.html
www.de.wikipedia.org

Ludwig Laher

UNESCO-Konvention zum Schutz und 
zur Förderung der Vielfalt kultureller 
Ausdrucksformen

Mit der UNESCO-Konvention zum Schutz und zur För-
derung der Vielfalt kultureller Ausdrucksformen ist 
im Oktober 2005 ein völkerrechtliches Instrument be-
schlossen worden, das es ermöglicht, kulturelle Gü-
ter und Dienstleistungen den Begehrlichkeiten der 
WTO zu entziehen. Die Unterzeichnerstaaten haben 
demnach auch in Zukunft u.a. das Recht auf öffent-
liche Förderungen und Quoten für local content, öf-
fentlich-rechtlichen Rundfunk mit Kulturauftrag und 
Gebührenhoheit  usw.
Diese Rechte sind durch die Konvention jedoch nicht 
garantiert und müssen von der Zivilgesellschaft wei-
terhin eingefordert werden. Daher ist es unerlässlich, 
etwa die GATS-Runden genau zu beobachten und 
darauf zu achten, dass keine Verpflichtungen einge-
gangen werden, die der Konvention widersprechen. 
Nach innen wird den Unterzeichnerstaaten aufge-
tragen, ebendiese kulturellen NGOs zu fördern, sie 
vor Entscheidungen in den Erarbeitungsprozess ein-
zubeziehen und selbst auf die Erhaltung kultureller 
Vielfalt zu achten. In Österreich ist die Konvention im 
Juli 2006 vom Parlament beschlossen worden.

Europäische Dienstleistungsrichtlinie

Die Richtlinie des Europäischen Parlaments 
und des Rates über Dienstleistungen im Bin-
nenmarkt (auch Europäische Dienstleistungs-
richtlinie oder Bolkestein-Richtlinie genannt, 
weil der EU-Kommissionsvorschlag vom nie-
derländischen Liberalen Frits Bolkestein ein-
gebracht worden war) ist eine EG-Richtlinie 
zur Liberalisierung des EU-Binnenmarkts. Die 
Richtlinie soll den grenzüberschreitenden 
Handel mit Dienstleistungen fördern und � so 
die EU-Diktion � bürokratische Hindernisse 
abbauen, indem die Europäische Union zu 
einer Freihandelszone für Dienstleistungen 
wird. 
Es gab und gibt viel Kritik an dieser Richtli-
nie und für viele stellte der Vorschlag von 
Bolkestein ein Symbol für den neoliberalen 
Kurs der EU-Kommission dar. Befürchtet wird 
insbesondere eine Abwärtsspirale in der Re-
gulierung und Kontrolle von Unternehmen 
im Dienstleistungssektor. Es ist dem Europä-
ischen Parlament zwar gelungen, den Kom-
missionsentwurf zu entschärfen (Wegfall des 
Herkunftslandprinzips), aber die Gewerk-
schaften und GlobalisierungskritikerInnen 
haben weiterhin Bedenken. Kritisiert wird 
insbesondere die durch die Entsenderichtli-
nie 96/71 EG legitimierte Einschränkung der 
Kontrollmöglichkeiten des Arbeitslandes zur 
Durchsetzung seiner Mindeststandards bei 
Lohn, Arbeitszeit, Urlaub und Arbeitsschutz. 
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GATT (General Agreement on Tariffs and Trade � 
Allgemeines Zoll- und Handelsabkommen)

Das GATT ist ein multilateraler Vertrag, der 
1947 von 23 Staaten geschlossen wurde, 
um den weltweiten Handel durch Senkung 
der Zölle und Beseitigung anderer Außen-
handelsbeschränkungen zu fördern. Die 
Prinzipien des GATT umfassen die Meistbe-
günstigung gegenüber allen Vertragspart-
nern, die rechtliche Gleichbehandlung von 
in- und ausländischen Gütern, das Verbot 
von Mengenbeschränkungen, Dumping und 
Exportsubventionen sowie das Gebot von 
Zollsenkungen und das Prinzip der Gegensei-
tigkeit beim Abbau von Handelshemmnissen. 
Österreich trat  am 1. Juli 1953 (nach Ende des 
Marshall-Plans)  bei. 1995 wurde das GATT von 
der WTO abgelöst.

GATS (General Agreement on Trade in Ser-
vices � Allgemeines Abkommen über Handel 
mit Dienstleistungen)

Das GATS ist ein  internationales, multilate-
rales Vertragswerk der Welthandelsorgani-
sation (WTO), das seit 1995 den grenzüber-
schreitenden Handel mit Dienstleistungen 
unter den Mitgliedern der WTO regelt und 
dessen fortschreitende Liberalisierung zum 
Ziel hat. Der Dienstleistungssektor macht in 
den Industrieländern bereits zwei Drittel der 
Wirtschaftsleistung aus, entsprechend groß 
ist das Interesse der führenden Konzerne an 
einer weltweiten Liberalisierung (und Priva-
tisierung) von Bank- und Versicherungsge-
schäften, Telekommunikation, Post, Strom, 
Gas, Wasser, Transport, Tourismus, Medien, 
Bildung, Gesundheitswesen und weiteren 150 
im GATS aufgelisteten Dienstleistungen.

WTO (World Trade Organisation � Welthan-
delsorganisation)

Aufgabe der 1995 in der Nachfolge von GATT 
gegründeten WTO ist die Formulierung von 
Regeln für den internationalen Handel, mit 
dem Ziel, Handelshemmnisse abzubauen und 
langfristig den internationalen Freihandel zu 
ermöglichen. Die WTO-Verträge beziehen 
sich nicht mehr nur auf den Güterhandel, son-
dern umfassen zusätzlich auch den Dienst-
leistungshandel (wie im GATS verankert) und 
den Schutz des geistigen Eigentums. 
Die WTO hat derzeit 149 Mitglieder, die mehr 
als 90% des Welthandelsvolumens erwirt-
schaften. Wesentliche Nicht-Mitglieder sind 
Russland und andere ehemalige Staaten der 
Sowjetunion und mehrere Staaten des Nahen 
Ostens. 
Den Kern bilden die WTO-Verträge, die durch 
die wichtigsten Handelsnationen ausgear-
beitet und unterzeichnet wurden. Die ge-
genwärtigen Verträge sind das Resultat der 
so genannten Uruguay-Runde (1986-1994), 
in der der GATT-Vertrag überarbeitet wurde. 
Wirtschaftspolitisch verfolgt die WTO eine 
neoliberale Außenhandelspolitik, die mit 
Deregulierung und Privatisierung einhergeht 
und auch bisher geschützte Bereiche betrifft. 
Kritisiert wird u.a., dass die WTO Menschen-
rechte, Arbeitsnormen, Sozialstandards usw. 
unbeachtet lässt. Weiter wird bemängelt, 
dass eine Regulierung von einmal liberali-
sierten Bereichen nicht vorgesehen ist, und 
dass die WTO trotz ihrer Bedeutung weder 
von einem Parlament kontrolliert wird, noch 
der UN unterstellt ist.



Die Ausgaben für Kunst und Kultur sind seit dem An-
tritt von Schwarz-Farbe gesunken. Und das nicht we-
nig. Im Jahr 2004 gab der Bund so wenig Geld aus wie 
noch nie seit 1995, dem Jahr, seit dem vergleichbare 
Daten vorliegen. In Zahlen gesprochen belaufen sich 
die  Ausgaben des Bundes für Kunst/Kultur 2004 auf 
0,78% der gesamten Bundesausgaben, bzw. 3,13� 
gemessen am BIP. Am stärksten von den Rückgän-
gen betroffen war dabei das Bundeskanzleramt, das 
traditionell für die Förderung zeitgenössischer Kunst 
zuständig ist. Innerhalb der FördernehmerInnen sind 
die Kürzungen genauso ungleich verteilt wie die 
Fördersummen. Eine Konstante zieht sich allerdings 
durch: Wer wenig kriegt, wird auch stark gekürzt. So 
zum Beispiel Kulturinitiativen oder bildende Kunst. 
Dabei wird zwar insgesamt wenig eingespart, aber 
es läppert sich doch zusammen. In den Bereichen 
selbst fehlt dadurch ein großer Teil der ohnehin eher 
schmal bemessenen Gelder, sodass praktischerwei-
se qua Förderverteilung auch gleich direkt in die Be-
reiche hineinregiert werden kann. Denn Förderent-
zug macht sich allemal besser als direkte Zensur, das 
hat der spiritus rector der scheidenden Regierung als 
Landeshauptmann in Kärnten gleich einmal vorge-
zeigt. So wird hierzulande nun einmal mit Handbei-
ßerInnen verfahren. 

Totengräber und Friedhofsverwalter

Ein näherer Blick auf die Ausgabenstruktur zeigt, 
dass sich der diskrete Staatssekretär Morak nicht nur 
als Totengräber einer lebendigen, kritischen Kunst-
szene verstanden hat, sondern auch gleichzeitig als 
Friedhofsverwalter. Denn die Einrichtungen der Re-
präsentationskultur profitierten nachhaltig von den 
neuen Akzentsetzungen. Etabliertes wurde üppiger 
gefördert als je zuvor. Ja, je uninspirierter und je freier 
von jeglichen aktuellen Diskursen die Inhalte aufge-
arbeitet wurden, desto besser. Eine rückwärts gerich-
tete, in Backhendlseligkeit schwelgende Verwaltung 
des kulturellen Erbes scheint ab 2000 zum kulturellen 
Leitbild geworden zu sein. Dementsprechend fließt 
seither der größte Teil der Bundesausgaben in den 
Erhalt bzw. die Bespielung von Großinstitutionen und 
-veranstaltungen. An diesem Punkt verschmelzen 
verschiedene konservative Ansätze zu einem fatalen 
Amalgam: Konservative, zentralistische Repräsentati-
onspolitik lässt sich über finanziell abhängige Groß-
institutionen natürlich gut durchziehen. Andererseits 
findet sich hier auch wieder ein Reflex der alten Mär 
für ökonomisch Halbgebildete, der �Umwegrentabi-
lität�, wieder, die besagt, dass ausgegebene Subven-
tionen x-fach wieder eingespielt werden � beispiels-
weise über Nächtigungszahlen oder andere, zumeist 
touristische Effekte. Was ja schön und gut sein mag, 
aber als Rechtfertigung für die Subvention von Kunst/

Kultur leider zu kurz greift, denn dass dabei auch Al-
ternativen mitbedacht werden müssen, wird ganz 
nonchalant unter den Teppich gekehrt: Was bringt 
einer Region nachhaltigeren Nutzen � ein neues Fes-
tival oder eine Betriebsansiedlung? In vielen Fällen 
sieht es dann für Kunst und Kultur nicht gut aus und 
die engen Grenzen einer ökonomischen Legitimation 
für Kunstförderung treten offensichtlich zu Tage.

Leider � und auch das hat die scheidende Re-
gierung deutlich vor Augen geführt � werden hane-
büchene Ansätze weder durch Wiederholung noch 
durch Implementierung richtig oder besser. So zum 
Beispiel, wenn  Projekte, die eigentlich unter Kultur-
tourismus fallen, aus dem Kunstbudget gefördert 
werden in der Hoffnung, dass hier indirekt Gelder 
für den Fiskus erwirtschaftet werden können. Auch 
an diesem Punkt stellt sich die Frage nach den po-
litischen Zielen. Die zur Verfügung gestellten Mittel 
Gewinn bringend zu investieren dürfte wohl kaum 
Zweck und Aufgabe des Kunststaatssekretariats sein, 
dessen geringe Dotierung allein schon jegliche Be-
mühung in diese Richtung bestenfalls herzig, an sich 
politisch fahrlässig erscheinen lässt. 

Corporate Staatssekretär

Dieses Vorgehen ruft Erinnerungen an Verspre-
chungen auf den Plan, die 2000 abgegeben wurden, 
als sich die Regierung durch feuchte Kellergänge zur 
Angelobung schlich: Die Pluralität von Förderstellen 
zum Beispiel, die das viel gescholtene �Staatskünst-
lerInnentum� abschaffen sollte. Umgesetzt wurde 
davon allerdings nichts � nicht einmal die staatliche 
Absetzbarkeit von Kunstankäufen, das denkbar leicht 
umsetzbare Liebkind neoliberaler Kunstpolitik, wur-
de auf die Reihe gebracht. Ganz zu schweigen von der 
Schaffung steuerlicher Anreize für Sponsoring oder 
von der Neufassung des Stiftungsgesetzes. Stattdes-
sen wird mit öffentlichen Geldern eine immer risiko-
scheuere Reproduktionskunst gefördert, wie sie die 
meisten Unternehmen gerne unterstützen würden. 
Das BKA agiert mittlerweile wie ein Großkonzern mit 
philanthropischer Neigung. Worauf sich die hiesige 
Szene einstellt, wenn beispielsweise das Kunsthisto-
rische Museum eine Geburtstagsparty für den Staats-
sekretär schmeißt. Kakanischer Untertanengeist und 
privatwirtschaftliches Denken gehen hier eine unse-
lige Verbindung ein. 

Worse governance

Letzteres zeigt sich auch in der Verschlechterung der 
Verfahrensstandards in einem Klima, wo eine kultur-
politische Debatte mit dem Versand von Presseaus-
sendungen und Werbematerial verwechselt wird. 

Dass das tat-
sächlich so ist, 
wurde mittler-
weile sozialwis-
senschaftlich 
untermauert, 
ist doch genug 
Zeit vorhan-
den, Studien 
anzufertigen. 
Eine  Arbeit des IKM stellt dem BKA auch in qualita-
tiver Hinsicht ein ungünstiges Zeugnis aus. Konkret 
wird ihm Klüngelwirtschaft sowie die Intransparenz 
von Entscheidungen attestiert. Hierbei handelt es 
sich um Befunde, die teilweise bereits 1996 gestellt 
wurden. Sämtliche Mängel in der Verwaltung, die 
bereits unter der stets schwer kritisierten großen 
Koalition (der Gerüchten nach auch die ÖVP ange-
hört haben soll) festgestellt wurden, sind unverän-
dert fortgeführt worden. Wurde der sozialdemokra-
tische Stil nun doch goutiert, oder zeugt dies eher 
von mangelndem politischen Gestaltungswillen und 
unzureichender Durchsetzungskraft? Ein näherer 
Blick auf die kritisierten Punkte zeigt, dass hier mehr 
grundsätzliche Gemeinsamkeiten vorhanden sind, 
als den Kunstschaffenden lieb ist. Die konsequente 
Verweigerung transparenter Entscheidungsstruktu-
ren, nicht vorhandene kulturpolitische Zielsetzungen 
und die geradezu pathologisch wirkende Angst vor 
einem kritischen öffentlichen Diskurs sowie vor qua-
lifizierter Weiterbildung von BeamtInnen in einem 
internationalen Kontext prägen die Kunstpolitik des 
Bundes ebenso wie die der Stadt Wien.

Creative Industries ƒ  Kennen Sie den?

Die außerordentlich bedenklichen inhaltlichen Über-
einstimmungen zwischen konservativer und sozial-
demokratischer Kulturpolitik setzen sich auch in den 
Creative Industries fort, der neuen Hoffnung öster-
reichischer KulturpolitikerInnen. Dieser Bereich, der 
in zahlreichen Auftragsstudien als Konjunkturmotor 
dargestellt wird, dessen Wachstumsquoten weit über 
denen der restlichen Wirtschaftszweige liegen, wird 
nun im Gießkannenprinzip mit Projektförderungen 
zur Entwicklung marktgängiger Produkte bedacht, 
die im Juryverfahren vergeben werden. Damit aber 
die Wertschätzung der öffentlichen Hand nicht nur in 
schnödem Mammon ausgedrückt wird, dürfen Auto-
firmen ihre neuen Modelle gleich in voll finanzierten 
Museumsquartieren vorstellen oder werden Einzel-
marken als Imageträgerinnen für die Stadt Wien noch 
zusätzlich beworben. Dieser fast schon suizidäre 
Mangel an Eigeninteresse des Staates wirkt selbst 
aus US-amerikanischer Sicht zumindest befremd-

lich, wenn die USA 
als Extremfall eines 
Staates genommen 
werden, der sich aus 
der Kunstförderung 
zurückgezogen hat. 
Derartige Ausrut-
scher können nur 
mit der mangeln-
den internationalen 
Versiertheit hiesiger 
Entscheidungsträ-
gerInnen erklär t 
werden, die die Vor-
teile des historisch 
gewachsenen Systems einer starken öffentlichen 
Kulturförderung nicht verstehen, sich aber genauso 
wenig in einer gemischten Förderlandschaft verorten 
können und deshalb den überstürzten Ausverkauf 
symbolischen Kapitals als gewiefte Strategie erach-
ten. Die Öffnung der Kunstförderung für Privatspon-
sorInnen bedeutet nicht, dass die öffentliche Hand 
Kunstinstitutionen aufbaut und bereit stellt, damit 
dort dann Autos schick präsentiert werden können, 
sondern dass beispielsweise Autofirmen den Erhalt 
jener Institutionen unterstützen. Umgekehrt also! 
Auch noch zu ergänzen wäre, dass PolitikerInnen 
und BeamtInnen nach wie vor Angestellte der öffent-
lichen Hand sind und keine MäzenInnen, die fernab 
jeder Legitimation und Transparenz nach Gutdünken 
Gelder verschenken. Das ohnehin nicht besonders 
ausgeprägte Gespür für eine saubere Trennung zwi-
schen öffentlicher Funktion und privaten Vorlieben 
hat seit 2000 rapide abgenommen. Eine zukunftso-
rientierte Kulturpolitik ist hier auf jeden Fall nicht zu 
erkennen. 

Elisabeth Mayerhofer ist Geschäftsführerin der IG 
Kultur Österreich und Mitglied der Forschungs-
gesellschaft für kulturökonomische und kultur-
politische Studien (FOKUS)

Die verwendeten Zahlen entstammen den Berichten zur 
Kulturfinanzierung des Bundes für 2003, 2003 und 2004, 
hrsg. v. IKM Wien.

Kulturmanagement umfasst in erster Linie Kernaufga-
ben im Bereich Führung, Planung, Organisation, des 
Marketing und des Controlling eines Betriebs bzw. 
eines Projekts. Diese Aufgaben sind im Laufe des 20. 
Jahrhunderts immer stärker als eigenständige Berufs-
felder wahrgenommen worden. Einige Gründe sind 
zu nennen: die quantitative Erweiterung und die Bin-
nendifferenzierung der Kulturmärkte, die Kostenex-
plosion im Produktions- und Vermarktungsbereich, 
der fortschreitende Arbeitsteilungsprozess u.a. 
In gewinnorientierten Kulturorganisationen war es 
historisch gesehen immer klar, dass ManagerInnen 
eine zentrale Rolle spielen, denn das Ziel solcher Un-
ternehmen ist neben der Existenzsicherung der wirt-
schaftliche Erfolg. Anders ist es im Nonprofit-Bereich 
sowie in Kulturorganisationen der öffentlichen Hand. 
Hier hatte in der Regel die künstlerische Intendanz 
auch die Hausleitung inne und der Betrieb musste 
nicht immer kostendeckend geführt werden. Die 
Betonung liegt hier bei �hatte�, weil sich seit den 
1980er Jahren ein Veränderungsprozess im Non-
profit-Bereich beobachten lässt: Personen mit einer 
wirtschaftlichen oder juristischen Grundausbildung 
übernehmen die Geschäftsleitung und greifen in 
den Entscheidungsbereich von anderen leitenden 
Personen mit künstlerischer und kunstwissenschaft-
licher Fachkompetenz ein. Dabei besteht freilich die 
Gefahr, kulturelle Inhalte sekundären Vermittlungs- 
und Managementzielen unterzuordnen. 

Management als Aktionsfeld

Kulturmanagement repräsentiert ein Aktionsfeld, 
in dem Entscheidungen vorbereitet und getroffen, 
dann Maßnahmen geplant und umgesetzt werden. 
Management ist, verkürzt gesagt, ein Tun, ein Voll-
zug. Seine Wirkung ist konstitutiv und regulativ, weil 
es die Bedingungen für die Realisation, Verbreitung, 
Vermittlung und Rezeption von kulturellen Gütern 
und Leistungen schafft und/oder beeinflusst. 

Wenn das Handeln von ManagerInnen in den 
Vordergrund gesetzt wird, kommt auch eine mehr 
oder weniger konkrete Vorstellung von Handlungsra-

tionalität ins Spiel. Aus dem Glauben an diese Hand-
lungsrationalität heraus wird die Erwartung gehegt, 
dass KulturmanagerInnen ihr Handlungsfeld richtig 
einschätzen können, das heißt 
ñ    ihre Organisation effektiv und effizient planen, 
ñ    die Produkte ihrer Organisation klar und konsis-

tent definieren, 
ñ    den Markt (Angebot und Nachfrage) für ein be-

stimmtes Produkt realistisch erfassen und quan-
tifizieren sowie 

ñ    bei verschiedenen Optionen zwischen Pro und 
Kontra abwägen. 

Ich möchte Rationalität nicht als Aberglaube desa-
vouieren, aber alle diese Annahmen sind fragwürdig. 
Jedenfalls erwächst aus dieser Erwartungshaltung 
auch ein Rechtfertigungsdruck, der auf Kulturma-
nagerInnen lastet. Entscheidend ist hier, wem die 
einzelnen KulturmanagerInnen Rede und Antwort 
stehen müssen: den AktionärInnen, den Eigentümer-
Innen und GeldgeberInnen, den Beschäftigten, den 
Kunst- und Kulturschaffenden, der Öffentlichkeit? Die 
Rechtfertigungskontexte können also sehr verschie-
den sein und deshalb müssen KulturmanagerInnen 
ihr Handeln aus unterschiedlichen Perspektiven re-
flektieren können.

KulturmanagerIn als soziale Rolle

Eine soziale Rolle, wie jede Berufsrolle, basiert auf 
stereotypen Zuschreibungen und konkreten Erwar-
tungshaltungen. Als sozialer Prototyp gegenwär-
tiger postindustrieller Gesellschaften verkörpert er 
nicht nur Erfolg, Macht und Reichtum, sondern auch 
das ideale, wie wohl auch mythisch aufgebaute Bild 
eines nüchternen, tatkräftigen und zugleich pragma-
tischen Menschen. Man braucht sich also nicht wun-
dern, wenn KulturpolitikerInnen stets auf der Suche 
nach ManagerInnen und (teuren) Beratungsfirmen 
sind, um defizitäre Stadttheater, in die Krise gera-
tene Museen und schwach besuchte Musikfestivals 
in manchen Tourismusregionen wieder auf Vorder-
mann zu bringen. Diese Tendenz zur �Vermanage-
rung� des Kultursektors ist zweifelsohne empirisch 

nachweisbar. (�Vermanagerung� wird hier als Kritik 
gegen die Marginalisierung der inhaltlichen Ausein-
andersetzung mit den produktiven Leistungen von 
Kulturorganisationen gebraucht.)
Wird am Managementwesen die Welt genesen? Diese 
Frage riecht nach einer versteckten Heilslehre und es 
lohnt sich etwas genauer hinzuschauen, um die Be-
rufsbilder von und die Erwartungen an Kulturmana-
gerInnen zu verstehen. Im Folgenden werde ich vier 
Berufsbilder erwähnen � wohlwissend, dass die Wirk-
lichkeit viel komplexer und widersprüchlicher ist. 
ñ    Kulturmanagement als die �Kopfregion einer Or-

ganisation�. Die Kopf-Metapher ist assoziiert mit 
der Funktion der Führung und Steuerung, aber 
auch mit der Idee der Vernünftigkeit und Reflek-
tiertheit. Gleichzeitig wird den Kulturschaffenden 
stillschweigend das Attribut des Irrationalen zu-
geschrieben, um so die Rolle des Managements 
zu legitimieren. Unübersehbar wird also hier ein 
Führungsanspruch geltend gemacht. 

ñ     KulturmanagerIn als SchnittstellenmanagerIn. 
Die Metapher der Schnittstelle setzt mindestens 
zwei distinkte Bereiche, die sich überschneiden, 
voraus. Demnach wird suggeriert, dass Kulturma-
nagerInnen das prekäre Verhältnis zwischen 
kulturellen Inhalten, ihrer Vermarktung und Ver-
mittlung anerkennen. Kulturmanagement soll 
Lösungen für systemische Zielkonflikte anbieten. 
Die Funktion des Kulturmanagements besteht 
folglich in der Kommunikation und Versöhnung 
zwischen der Welt der Kultur und der Welt der 
Ökonomie. 

ñ    KulturmanagerIn als ErmöglicherIn von Kultur. 
�Ermöglichen� wird vorerst pragmatisch verstan-
den, wobei die führende Rolle des Kulturmanage-
ments in Hinblick auf die Sicherung der nötigen 
Ressourcen für die Realisierung von Projekten 
hervorgehoben wird. Hier wird der Typus des/der 
sachlichen Planers/in forciert. Tendenziell wird 
der Fokus vom �Was� auf das �Wie� verlegt.

ñ    KulturmanagerIn als GeburtshelferIn. Diese Me-
tapher, die auf Sokrates zurückgeht, akzentuiert 
noch stärker die Involvierung der ManagerInnen 
im kreativen Prozess. Damit unterstreicht man 

die Absicht mit Kulturschaffenden eng zusam-
menzuarbeiten. In diesem Fall wird das aktive 
Mitwirken des Kulturmanagements im Konzep-
tions- und Produktionsprozess betont. 
Diese unterschiedlichen idealtypischen Berufs-

bilder suggerieren verschiedene Arbeitsstile bzw. 
Arbeitskulturen und Arbeitsbeziehungen. In der 
Realität können wir trotz mancher Differenzen auch 
viele Gemeinsamkeiten entdecken, wie z.B. gleiche 
Abwehrreaktionen gegenüber kulturpolitischen 
Interventionen und ähnliche Immunisierungsstra-
tegien gegen Veränderungen und Evaluierungsver-
suche. Solche Verhaltensregularitäten erklären sich 
einerseits durch die Machtasymmetrie zwischen Kul-
turpolitik und den einzelnen Kulturorganisationen, 
andererseits stellt der Aufbau von Barrieren und Wi-
derständen ein Phänomen dar, das in sämtlichen bü-
rokratischen Prozessen beobachtbar ist. 

Nachwort

Kulturmanagement als eigenständiger Beruf hat sich 
seit den 1960er Jahren international zunehmend 
etabliert. Seine Wirkung in Kulturorganisationen ist 
selten konfliktfrei. Kulturmanagement kann im ko-
operativen Geist kulturunterstützend sein; oft ist es 
aber mit Denkstilen und Handlungsroutinen behaf-
tet, die mit der Produktionslogik vieler Kulturschaf-
fender inkompatibel sind. Der Wille zur Effizienz allein 
kann jedoch die Vormacht von KulturmanagerInnen 
nicht legitimieren, denn Kulturorganisationen (insb. 
im Non-Profit-Bereich) sind primär zielorientiert und 
ihre Ziele sind bekanntlich nicht ökonomisch, son-
dern kulturell.

Tasos Zembylas ist am Institut für Kulturmanage-
ment und Kulturwissenschaft an der Universität 
für Musik und darstellende Kunst Wien tätig

Eine Langversion kann auf www.kulturrat.at 
nachgelesen werden.
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Kunstförderung seit 2000

Kulturmanagement – kein rotes Tuch, keine Heilslehre
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B. ist in Eile � in Projekteinreichphasen kulmi-
niert der Stress. Vor allem, weil das alles neben 
dem Job her passieren muss, den B. zur Zeit 
ausübt. Ebenfalls in einem Projekt im Kulturbe-
reich, in dem es B. zur Abwechslung mal wie-
der zu einem Angestelltenverhältnis gebracht 
hat. Zwar nur Teilzeit, aber immerhin sozialver-
sichert. Finanziell kommt sie mit dieser Tätig-
keit alleine allerdings nicht über die Runden. 
Deshalb ein Zweitjob auf Werkvertragsbasis. 
Am meisten lastet auf B. derzeit allerdings das 
nahende Ende des auf zwei Jahre befristeten 
Projekts � und damit auch das Ende ihrer An-
stellung. Denn ein Nachfolgeprojekt terminge-
recht zum Abschluss des vorangegangenen an 
Land zu ziehen, ist quasi ein Ding der Unmög-
lichkeit. Und die unzureichende finanzielle wie 
auch soziale Absicherung aufgrund solcher 
Diskontinuitäten ist ganz schön zermürbend.

Diskontinuierliche, teilzeitige, befristete 
Beschäftigung mit zumeist unregelmäßigen 
Arbeitszeiten und ebenso schwankendem 
Einkommen � das alles gilt in den Sozialwis-
senschaften auch heute noch als Anzeichen für 
eine �atypische� Beschäftigung in Abgrenzung 
zum sog. �Normalarbeitsverhältnis� (kontinu-
ierlich, vollzeitig, unbefristet usw.). Und das 
obwohl besagte �Norm� global betrachtet 
für die wenigsten je Gültigkeit hatte und seit 
mittlerweile mehr als zwei Jahrzehnten bereits 
selbst in den �hochentwickelten Sozialstaaten� 
Europas von Beschäftigungsformen umzingelt 
wird, die Schritt für Schritt ihren Status der 
vermeintlichen �Normalität� untergraben. In 
Österreich sind es v.a. �Teilzeitarbeit� und �ge-
ringfügige Beschäftigung�, die seit Anfang der 
1980er Jahre massiv an Bedeutung gewinnen. 
So wuchs etwa die Zahl der Teilzeitbeschäf-
tigten von ca. 171.000 im Jahr 1974 auf über 
500.000 im Jahr 2001, wobei rund 85% dieser 
Jobs von Frauen ausgeübt werden. Auch die 
freien Dienst- bzw. Werkverträge verzeich-

neten insbes. in den ersten Jahren nach ihrer 
sozialrechtlichen Neuregelung 1996 massive 
Steigerungsraten.

Atypisch und prekär

Die Problematik solcher �atypischen� Be-
schäftigungsverhältnisse liegt neben den 
genannten Aspekten (unzureichende finan-
zielle Absicherung; Verlust von längerfristi-
gen Perspektiven usw.) in ihrer nach wie vor 
nur partiell erfolgten Einbindung in sozial- 
und arbeitsrechtliche Regelungen. Das macht 
nämlich aus der atypischen im Handumdrehen 
eine prekarisierte Lohnabhängige � ein �Schick-
sal�, vor dem freilich auch Vollzeitbeschäftigte 
bspw. im expandierenden Niedriglohnsektor 
gegenwärtig immer weniger gefeit sind. Gene-
rell liegt das Problem der sozialen Sicherungs-
systeme in konservativen Wohlfahrtsstaaten 
wie Österreich in diesem Zusammenhang v.a. 
an ihrer am �Ideal� des Normalarbeitsverhält-
nisses orientieren Erwerbsarbeitszentriertheit. 
Das impliziert nämlich, dass eine umfassende 
Einbindung in diese Systeme an kontinuier-
liche Erwerbsbiografien, relativ hohe Einkom-
men usw. geknüpft ist � eine Tendenz, die mit 
den �Reformen� der letzten Jahre wie etwa 
der Pensionsreform 2003 (Stichwort: �lebens-
lange Durchrechnung�) noch zusätzlich ver-
schärft wurde. Die Folge ist, dass selbst jene 
�Atypischen�, die sozialversichert sind, im Falle 
des Eintretens sozialer Risiken wie Arbeitslo-
sigkeit, Krankheit, Kinderbetreuungspflichten 
oder Alter mit einer bestenfalls lückenhaften 
Absicherung auf niedrigem Niveau rechnen 
können. Dass ein solches �Vorbeiagieren� an 
den Interessen atypisch Beschäftigter u.a. eine 
erhöhte Armutsgefährdung von z.B. Werk- 
oder freien DienstvertragsnehmerInnen zur 
Folge hat, bestätigt zwischenzeitlich selbst 
der �Bericht über die soziale Lage� des Sozi-
alministeriums.

�Atypisch� sind auch KünstlerInnen und 
KulturarbeiterInnen � und zwar nicht erst seit 
kurzem, sondern eigentlich schon immer. Zu-
mindest gemessen am �Normalarbeitsverhält-

nis�, das in den damit assoziierten Bereichen 
nie umfassende Durchsetzung erfuhr. Nichts-
destotrotz ist auch das Arbeiten in diesen Sek-
toren unter den Vorzeichen des neoliberalen 
Umbaus der Gesellschaft durch einen zuneh-
menden Verlust sozioökonomischer Sicher-
heiten gekennzeichnet. Dies gilt zum einen 
für den �öffentlichen� Bereich kultureller und 
künstlerischer Produktion, wo sich Tendenzen 
wie die Kürzung staatlicher Subventionen, 
der Bedeutungsverlust von Basis- zugunsten 
von Projektförderungen, die (Teil-)Privatisie-
rung und zunehmende Wettbewerbsorien-
tierung usw. entsichernd auf die Arbeits- und 
Lebensbedingungen der hier Beschäftigten 
auswirken. Zum anderen gilt das aber auch 
für jenen Bereich, der aufgrund seiner Poten-
ziale in Sachen Wachstum, Wertschöpfung 
und Beschäftigung als Zukunftsbranche der 
zeitgenössischen Dienstleistungsökonomie 
gehandelt wird, nämlich die sog. �Creative In-
dustries�. Hier, wo Schätzungen zufolge bspw. 
in Wien bereits heute rund 14% aller Beschäf-
tigten ihren Lebensunterhalt verdienen, do-
minieren kleinteilige Unternehmensstruk-
turen und atypische Arbeitsverhältnisse das 
Bild. Und auch wenn letztere, wie eine neue 
Studie der Forschungs- und Beratungsstelle 
Arbeitswelt zeigt, keineswegs zwangsläufig 
als �prekär� einzustufen sind, findet sich un-
ter ihnen eine nicht unbeträchtliche Zahl sog. 
�Arbeitskraft-TagelöhnerInnen�, deren wenig 
glamouröse Arbeits- und Lebensbedingungen 
bislang kaum Gegenstand der Forschung, ge-
schweige denn sozial- und arbeitsrechtlicher 
Regulierung waren.  

Organisierung für den Kampf um 
soziale Rechte

Ein deutliches Ergebnis erbrachte die erwähnte 
Studie darüber hinaus im Hinblick auf den vom 
Großteil der Befragten artikulierten Wunsch 
nach einer starken Interessenvertretung. Un-
ter den in einem wirtschaftlichen Abhängig-
keitsverhältnis Stehenden des Bereichs � und 

dazu zählt wohl auch eine nicht unbeträcht-
liche Zahl der als Ein-Personen-Unternehmen 
Registrierten mit Gewerbeschein � ist ein sol-
cher Wunsch nicht zuletzt an die Adresse von 
Gewerkschaften gerichtet. Und nachdem die-
se in der Vergangenheit v.a. durch Ignoranz 
gegenüber �atypischen Interessen� aufge-
fallen waren, scheint hier langsam etwas in 
Bewegung zu geraten. Dies gilt wohl v.a. für 
die Interessengemeinschaften (IGs) der Ge-
werkschaft der Privatangestellten, die in den 
letzten Jahren mit Erfolgen wie den höchs-
ten Mitglieder-Zuwachsraten im ÖGB auf sich 
aufmerksam machten. Sandra Stern von der 
work@flex, der IG für �atypisch Beschäftigte� 
im engeren Sinn, macht dafür v.a. die nieder-
schwelligen Zugangsbedingungen sowie die 
Möglichkeit der Selbstvertretung verantwort-
lich, wie sie im Rahmen der IGs im Unterschied 
zu traditionellen Gewerkschaftsstrukturen ge-
geben sind.

Aber egal ob innerhalb oder außerhalb des 
Gewerkschaftsapparats, die Verbesserung der 
sozialen Lage von atypisch Beschäftigten setzt 
im Hinblick auf eine Stärkung der kollektiven 
Verhandlungsmacht in jedem Fall die Organi-
sierung der Betroffenen im Kultur- wie auch in 
anderen Bereichen voraus. Und besagte Ver-
besserung wird langfristig wohl einzig auf der 
Basis einer grundsätzlichen Transformation der 
sozialen Sicherungssysteme entsprechend den 
Veränderungen im Bereich der Arbeitswelt zu 
haben sein. Nur so nämlich, also �über eine Ent-
koppelung von Arbeit und Erwerb� (Stichwort: 
bedingungsloses Grundeinkommen), wird, 
wie Daniela Koweindl vom Kulturrat Österreich 
es formuliert, �der Kampf um die Zuerkennung 
universeller sozialer Rechte unabhängig vom 
Beschäftigungs- und Aufenthaltsstatus der Be-
troffenen� gewonnen werden können.

Markus Griesser beschäftigt sich – theo-
retisch und aktivistisch – mit politischen 
Strategien der Entprekarisierung, lebt und 
arbeitet derzeit in Wien.

Arbeit und Einkommen � in kapitalistischen Ge-
sellschaften stellen sie zentrale Determinanten 
menschlicher Existenz dar: Sie bestimmen indi-
viduelle Lebenschancen, Handlungsoptionen, 
Identitäten, Selbstentwürfe und Fremdbilder 
wesentlich. Auf der Verknüpfung von Arbeit 
und Einkommen und den damit verbundenen 
Differenzierungen, Hierarchien, Zwängen, Dis-
ziplinierungs- und Formierungsprozessen be-
ruht die Funktionsweise von Kapitalismus. 

Arbeit und Einkommen sind demnach zen-
trale Reproduktionsmechanismen und Reprä-
sentationsweisen von Macht, die sich in den 
Ungleichheiten der Verteilung von Arbeit und 
ihrer Entlohnung manifestiert. Ausschließlich 
Erwerbstätigkeit findet als Arbeit Anerken-
nung. Vorrangig Frauen zugewiesene Arbeit 
im �Privaten� � wie Hausarbeit, Kinderbetreu-
ung, Krankenpflege � hingegen wird als �Lie-
besdienst� definiert und nicht entlohnt.

Die in den letzten Jahren zunehmend 
beschworene Krise der Arbeitsgesellschaft 
infolge steigender Arbeitslosigkeit und  
wachsender prekärer Beschäftigung mit ent-
sprechend vermehrten biografischen Insta-
bilitäten und individuellen Risiken geht mit 
Einschränkungen sozialer Absicherung sowie 
steigender Armut einher. Schon in den 1980er 
Jahren geführte Diskussionen um Grundein-
kommen und Grundsicherung wurden damit 
neu belebt.

Grundsicherung ƒ Grundeinkommen 

Grundsicherungsmodelle setzen das beste-
hende Beschäftigungs- und Sozialsystem 
voraus und zielen darauf ab,  möglichst alle 
Erwerbsfähigen in Erwerbsarbeit zu integrie-
ren und sozial abzusichern. Grundeinkom-
menskonzepte streben hingegen, sofern sie 
von einem Grundeinkommen in existenzsi-
chernder Höhe ausgehen, eine Neugestaltung 
von Arbeits- und Einkommensverteilung sowie 
des gesamten Sozialsystems an. 

In Grundsicherungsmodellen bleiben 
Erwerbsarbeit und -einkommen gegenüber 

Sozialtransfers vorrangig. Sie richten sich le-
diglich auf den (Sonder-)Fall misslungener 
Arbeitsmarkt-Integration. Bei Grundeinkom-
men steht hingegen nicht Erwerbsarbeit im 
Vordergrund, sondern materielle Sicherung. 
Grundeinkommen impliziert im allgemeinen 
die regelmäßige (etwa monatliche) Auszah-
lung eines Fixbetrages ohne Gegenleistung, 
Grundsicherung lediglich die Festlegung von 
Mindeststandards im Bereich erwerbsabhän-
giger Transferleistungen (Arbeitslosengeld, 
Pension etc.). Mit Grundeinkommen verbinden 
sich stets Fragen nach Umbau des gesamten 
Sozialsystems und Notwendigkeit anderer 
Sozialleistungen. Grundsicherung lässt diese 
unangetastet. 

Emanzipation, Ökonomie, Sicherheit 

Ein garantiertes Grundeinkommen richtet 
sich demnach gegen den Zwang zu Erwerbs-
arbeit. Es stellt einen Schritt zu individueller 
Autonomie dar, indem es Selbstbestimmung 
über Erwerbstätigkeit ermöglicht. Vor allem 
Frauen könnte ein Grundeinkommen Wege 
aus ökonomisch begründeten persönlichen 
Abhängigkeitsverhältnissen eröffnen. Es be-
steht allerdings auch die Gefahr, dass dadurch 
ihrer verstärkten Marginalisierung und Ver-
drängung auf dem Arbeitsmarkt Vorschub 
geleistet wird.

Ein Grundeinkommen, das bestehende 
Sozialleistungen nicht ergänzt, sondern er-
setzt, hätte einen Systemwechsel im Bereich 
sozialer Sicherung zur Folge. Durch Standar-
disierung und Universalisierung würden Mög-
lichkeiten eines radikalen Bürokratieabbaus 
eröffnet � und damit weitgehender Reorgani-
sation großer Teile des öffentlichen Sektors. 

Darüber hinaus könnte ein Grundeinkom-
men zu verbreiterter Anerkennung von Arbeit 
führen und Erwerbsarbeit im Verhältnis zu an-
deren Formen von Arbeit relativieren � z.B. Ver-
sorgungsarbeit im Privatbereich oder gesell-
schaftlich notwendige Arbeit, wie sie gegen-
wärtig vielfach ehrenamtlich etwa im Kontext 

von NGOs, Bürger-initiativen oder Vereinen er-
bracht wird. Neue, nicht-marktorientierte For-
men von Arbeiten und Wirtschaften könnten 
damit aufgewertet werden, sich eigenständig 
entwickeln und letztlich zu einer Neudefiniti-
on des Leistungsbegriffs führen.

Ein Grundeinkommen trägt in jedem Fall 
zur Stabilisierung von Kaufkraft in Phasen kon-
junktureller Einbrüche bei, indem es Einkom-
men � und damit Nachfrage, Produktion und 
Beschäftigung � sicherstellt. Es wirkt wie ein 
automatischer Stabilisator der Wirtschaftspo-
litik. Mit Hilfe eines Grundeinkommens könnte 
schließlich auch die im letzten Jahrzehnt zen-
trale Problematik der Massenarbeitslosigkeit 
entschärft werden. Wie sich das Arbeitsange-
bot � vor allem in Niedriglohnbereichen � ent-
wickeln würde, bleibt dabei jedoch ebenso 
offen wie Fragen nach vermehrter Schwarz-
arbeit, Auswirkungen auf Lohnhöhe, Inno-
vationen und möglichen neuen Formen von 
Arbeitsorganisation, Beschäftigung oder Ar-
beitszeit. Zugleich lässt sich ein garantiertes 
Grundeinkommen allerdings auch als Akzep-
tanz und Legitimation des Abgehens von Voll-
beschäftigung als vorrangigem wirtschaftspo-
litischem Ziel, als Zeichen resignativer Politik 
interpretieren.

Zentraler Stellenwert in der Grundeinkom-
mensdebatte kommt weiters dem Problem der 
Armutsbekämpfung zu. Das gegebene Sozial-
system erfüllt angesichts des raschen, sich be-
schleunigenden Wandels des Arbeitsmarktes 
seine Sicherungsfunktion immer weniger. Dar-
aus resultierende Armut und Armutsgefähr-
dung könnten durch ein Grundeinkommen 
verhindert werden. 

Normative Kraft des Faktischen 

Rückten Grundeinkommensdiskurse der 
1980er Jahre vor allem den emanzipatorischen 
Charakter von Grundeinkommen, dessen Po-
tenzial zur Befreiung von Lohnarbeit, in den 
Mittelpunkt, so fokussieren Grundeinkom-
mensdebatten der letzten Jahre vor allem auf 

Arbeitslosigkeit und Armut. Voraussetzungen 
für die Durchsetzung eines garantierten 
Grundeinkommens wurden hingegen kaum 
untersucht. Auch an Bezügen zur empirischen 
Gerechtigkeitsforschung � und damit zu Ak-
zeptanzbedingungen in der Gesellschaft � fehlt 
es  weitgehend. 

Im allgemeinen herrscht in Österreich und 
Deutschland nur geringe generelle Umvertei-
lungsbereitschaft. Zustimmung zur Idee einer 
Mindestsicherung wird an Differenzierungen 
(etwa nach Familienstand oder Arbeitsbereit-
schaft) gekoppelt, wie sie im bestehenden So-
zialsystem vorliegen. In sozialpolitische Insti-
tutionen eingebaute Gerechtigkeitsprinzipien 
prägen die Vorstellungen von sozialpolitisch 
Möglichem, Wünschenswertem und Akzep-
tablem: �Aus den Wechselwirkungen von 
institutionalisierten Gerechtigkeitsprinzipien 
und empirischen Gerechtigkeitsvorstellun-
gen ergibt sich für die Institutionen der Syste-
me sozialer Sicherung ein hohes Potenzial an 
Selbstlegitimation: Der sozialpolitische Status 
Quo generiert bei Politik und Publikum sozi-
alpolitische Gerechtigkeitsvorstellungen, die 
affirmativ auf ihn zurückwirken.� 

Nicht zuletzt deshalb bedarf die Debatte 
um ein Grundeinkommen umfassender de-
mokratischer Öffentlichkeit. Demokratische 
Auseinandersetzungen mit gesellschaft-
lichen, politökonomischen und letztlich indi-
viduellen Transformationspotenzialen eines 
garantierten Grundeinkommens sowie ge-
sellschaftlichen Gestaltungsmöglichkeiten 
jenseits vermeintlicher Sachzwänge könnten 
schließlich demokratische Entscheidungen 
über zukünftige Modelle von Arbeit, Einkom-
men und sozialer Sicherung ermöglichen.

Gabriele Michalitsch, Politikwissenschaf-
terin und Ökonomin, ist derzeit Aigner-
Rollett-Gastprofessorin an der Universität 
Graz.
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Grundeinkommen
Zielt langfristig auf 
eine Neugestaltung der 
Arbeits- und Einkom-
mensverteilung und des 
gesamten Sozialsystems 
ab.
Stellt die materielle Absi-
cherung und nicht die Er-
werbsarbeit in den Vor-
dergrund. Kein Zwang 
zur (Erwerbs)arbeit.
Regelmäßige (etwa mo-
natliche) Auszahlung 
eines Fixbetrages ohne 
Gegenleistung.
Trägt zu Bürokratieab-
bau, breiterer Anerken-
nung von unbezahlten 
Tätigkeiten als Arbeit, 
Stabilisator der Wirt-
schaft, Entschärfung 
von Massenarbeitslo-
sigkeit bei.

Grundsicherung
Baut auf dem bestehen-
den Beschäftigungs- 
und Sozialsystem auf.
Umfasst Maßnahmen 
zur Verbesserung der 
Erwerbsarbeit und des 
Zugangs dazu.
Primäres Ziel ist die Be-
seitigung von Ungerech-
tigkeiten, Diskriminie-
rungen und Zugangs-
schwierigkeiten beim 
bestehenden System der 
sozialen Sicherung.
Mindeststandards im 
Bereich erwerbsabhän-
giger Transferleistun-
gen (Arbeitslosengeld, 
Pension etc.) werden 
festgelegt.
Wirkt nicht systemver-
ändernd.



Schweden
Schwedens System der sozialen Sicherheit knüpft an 
Erwerbstätigkeit an und erfasst alle, die sich legal in 
Schweden aufhalten und ein Jahreseinkommen ab 
9.500 Kronen (1.031,- Euro) erzielen. Die Pflichtversi-
cherungen kostet für Angestellte 32,28% des Brutto-
gehalts, für Selbstständige 30,71% des Einkommens 
und umfasst Pensionsversicherung, Elternversiche-
rung (Kinderbetreuung: 80% des Gehalts, Elternur-
laub ist zu teilen), Krankenversicherung (Kranken-
geld für alle), Hinterbliebenenversicherung und 
Unfallversicherung. Die Arbeitslosenversicherung 
ist keine gesetzliche Versicherung. �Arbeitswillige� 
Erwerbsarbeitslose ab 20 Jahren haben Anspruch 
auf eine (sehr niedrige) Grundabgeltung. Wer ein 
einkommensbezogenes Arbeitslosengeld beziehen 
will, muss sich einer (meist gewerkschaftlich organi-
sierten) Arbeitslosenkassa anschließen. Auch Selbst-
ständige können dies tun.
Probleme für KünstlerInnen resultieren vor allem aus 
der Art, wie Behörden die Gesetze (in Bezug auf Sozi-
alversicherung, Arbeitslosigkeit, Steuer etc.) aufgrund 
mangelhafter Kenntnis der Arbeitsbedingungen 
von KünstlerInnen anwenden. Im Bereich des Thea-
ters haben die Vereinigung der Theaterinstitutionen 
und die Organisation der Freien Theaterschaffenden 
das so genannte Alliansmodell geschaffen: eine Art 
Arbeitsstiftung, die für einen beträchtlichen Teil der 
Freischaffenden die Probleme mit wiederkehrender 
Arbeitslosigkeit zu lösen vermag. Dieses Modell wird 
als sehr erfolgreich beurteilt und ähnelt dem von der 
IG Freie Theaterarbeit entwickelten (in Österreich bis-
lang nur theoretischen) Leiharbeitsmodell.

Deutschland
Das Sozialversicherungssystem in Deutschland 
fußt auf dem Prinzip der Versicherungspflicht und 
knüpft an Erwerbsarbeit an. Neben Angestellten 
und Selbstständigen gibt es spezielle Regelungen 
für BeamtInnen, aber auch für Bergknappen (!) und 
selbstständige KünstlerInnen. Für Angestellte sind 
alle folgenden Versicherungszweige verpflichtend, 
Selbstständige sind von einer öffentlich-rechtlichen 
Arbeitslosenversicherung ausgeschlossen: Kranken-
versicherung (je nach Kasse ca. 14,7%), Rentenversi-
cherung (19,5%), Unfallversicherung (unterschied-
liche Sätze), Arbeitslosenversicherung (6,5 %), Pflege-
versicherung (1,7 %). Dies ergibt einen Anteil von über 
42% (Angestellte) bzw. über 35% (Selbstständige) am 
Bruttogehalt bzw. Einkommen.
Seit 1981 gibt es die Künstlersozialkasse (KSK), die 
günstigere Beiträge verrechnet. Wer als selbststän-
digeR KünstlerIn oder PublizistIn zwischen 3.900 Euro 
(Untergrenze gilt nicht für BerufsanfängerInnen) und 
40.500 Euro im Jahr verdient, ist auf Antrag in der KSK 
versichert. Basierend auf dem Ansatz, dass die wirt-
schaftliche und soziale Situation von KünstlerInnen 
und PublizistInnen jener von ArbeitnehmerInnen in-
sofern vergleichbar ist, als nur unter Mitwirkung von 
VermarkterInnen ihre Werke und Leistungen den 
EndabnehmerInnen zugänglich gemacht werden 
(wirtschaftliche Abhängigkeit), zahlen die KSK-Ver-
sicherten vergleichbar den ArbeitnehmerInnen in 
allen Versicherungszweigen nur 50% der Beiträge. 
Die andere Hälfte übernehmen der Staat und die Ver-
markter (Verlage, Ausstellungshäuser, Rundfunk- und 
TV-Anstalten, Theater, Werbeagenturen etc.) in Form 
einer Abgabe auf die Summe der an KünstlerInnen 
bezahlten Honorare.

Schweiz
Die Schweiz gilt als ein Land der niedrigen Sozial-
standards. Der Trend geht jedoch seit Jahren in die 
Richtung besserer Absicherung. Es gibt nur die Un-
terscheidung zwischen selbstständig und unselbst-
ständig Erwerbenden. Die obligatorische Alters- und 
Hinterlassenenversicherung gilt für alle Erwerbstäti-
gen ab einem Jahreseinkommen von 8.500 CHF (ca. 
5.666 Euro) und ist von ArbeitgeberInnen und -neh-
merInnen 50:50 zu begleichen. Für unselbstständig 
Erwerbende sind außerdem die öffentlich organisier-
te Berufsunfallversicherung und Arbeitslosenversi-
cherung (2%!) verpflichtend sowie eine 2. Säule der 
Pensionsversicherung, die in der Höhe nicht generell 
festgelegt ist und von den ArbeitgeberInnen orga-
nisiert wird. Auch Krankenversicherung ist für alle 
verpflichtend, muss aber privat organisiert werden. 
So summieren sich die Sozialversicherungsbeiträge 
der Unselbstständigen auf mindestens 13% (können 
aber auch wesentlich höher liegen), für Selbstständi-
ge sind es 5,115% bei minimalem Verdienst, im Durch-
schnitt 9,5%. Dazu kommen bei allen die Kosten für 
die private Krankenversicherung, die häufig hohe 
Selbstbehalte umfasst.
Für KünstlerInnen gibt es spezielle private Stiftungen, 
die sich zum Ziel gesetzt haben, eine 2. Säule der Pen-
sionsversicherung zu bewerkstelligen. Vorteile im öf-
fentlichen System haben nur unselbstständig erwer-
bende KünstlerInnen (im Theater- und Filmbereich) 
in Bezug auf die Rahmenfristen der Arbeitslosenver-
sicherung. Bei kurzen Anstellungen zählen bis zu 30 
Tage doppelt, damit die 12 Beitragsmonate innerhalb 
von 24 Monaten leichter erreicht werden können.

Frankreich
Frankreich ist das Mutterland des droit d’auteur, des 
Urheberrechts, an dem die Sozialversicherung der 
selbstständigen KünstlerInnen anknüpft. Wer in Frank-
reich als SchriftstellerIn, MusikerIn, FotografIn, Cho-
reographIn oder MultimediakünstlerIn tätig ist und 
mindestens 7.443 Euro im Jahr verdient, wird bei der 
AGESSA pflichtversichert. Bildende KünstlerInnen ha-
ben ein vergleichbares System, organisiert von der 
Maison des Artistes. 
Die Sozialversicherungsbeiträge für selbstständige 
KünstlerInnen betragen ca. 15% für Kranken- und 
Pensionsversicherung. Die Krankenversicherung um-
fasst auch Krankengeld ab dem 4. Tag sowie Leistun-
gen in den Fällen von Elternschaft, Invalidität, Tod. Als 
Quasi-Dienstgeberbeitrag fungiert eine Verwerter-
abgabe, welche die NutzerInnen von künstlerischen 
Leistungen bezahlen: Sie berechnet sich als 1% aller 
Lizenzgebühren (urheberrechtliche Nutzungsentgel-
te), die sie pro Jahr bezahlen.
Die unselbstständig beschäftigten KünstlerInnen im 
Film- und Theaterbereich (intermittents du spectacle) 
haben Ende 2004 mit spektakulären Aktionen für ihr 
Recht gekämpft, in den ständig wiederkehrenden 
Phasen von Arbeitslosigkeit Arbeitslosengeld zu er-
halten. Dafür sind ihre Beiträge gigantisch hoch und 
machen (ArbeitgeberInnen- und ArbeitnehmerIn-
nenanteil zusammengerechnet) 56% des Bruttoge-
halts aus. Derzeit müssen sie innerhalb von 319 Tagen 
507 Stunden beschäftigt sein, um Arbeitslosengeld 
zu erhalten, das entspricht gut drei Monaten Arbeit 
innerhalb von zehneinhalb Monaten.

Der Künstler-Sozialversicherungsfonds (KSVF) dient, 
wie NutzerInnen wissen, keineswegs als Sozialversi-
cherung für KünstlerInnen, sondern vergibt lediglich 
einen Zuschuss zum Pensionsversicherungsbeitrag. 
KünstlerInnen dürfen immerhin Anträge stellen. So-
weit zur Diskrepanz zwischen Namen und Tätigkeit 
einer Einrichtung, die von verantwortlicher Stelle im-
mer noch als Erfolgsgeschichte dargestellt wird.

Die Mogelpackung

Der KSVF besteht seit 2001 und ist ein mühsam er-
rungenes minimalistisches Kompromissmodell, das 
KünstlerInnen einen Zuschuss zur Pensionsversiche-
rung gewährt, wenn sie im Jahr mehr als 3997,92 Euro 
(Index 2006) aus selbstständiger (künstlerischer) Ar-
beit und weniger als 19.621,67 Euro  verdienen. Die-
se ohnedies eng gefassten Einkommensgrenzen ge-
winnen durch einen kleinen Kunstgriff noch größere 
Bedeutung: Bei der unteren Grenze gelten nur künst-
lerische Einkünfte, bei der Obergrenze gelten hinge-
gen alle Einkünfte. Preise, Stipendien oder ̃ hnliches 
werden jedoch, wenn sie von der Einkommensteuer 
befreit sind, in keinem Fall eingerechnet.

Die Kriterien für Leistungen des Fonds und der 
angewandte Kunst- bzw. KünstlerInnenbegriff sind 
ebenso eng gefasst wie diskursiv überholt. Prinzi-
pielle Anerkennung gibt es nur für jene, die ein Kunst-
diplom vorweisen können. Für alle anderen existiert 
noch die Möglichkeit einer kommissionellen Prüfung. 
Die Folgen: Im ersten Jahr seines Bestehens hat der 
Fonds gerade einmal 3500 Personen anerkannt. Den 
zuletzt publizierten Daten vom Dezember 2004 zu-
folge waren es in diesem Jahr 5808 KünstlerInnen. 
Neuere Zahlen gibt es nicht, es ist jedoch davon aus-
zugehen, dass es mehr geworden sind.

Die Farce

Das Geld für den KSVF kam ursprünglich zu einem 
Teil aus dem Bundesbudget und  zu einem anderen 
aus eigens eingeführten Angaben für Kabelnetzbe-
treiberInnen (also deren KundInnen) und Satelliten-
empfangsgeräte-HändlerInnen (detto). Durch die 
enge Beschränkung der Bezugsberechtigten hatte 
der Fonds bald soviel Geld angespart, dass die Regie-
rung ihren Zuschuss von immerhin 3 Millionen Euro 
jährlich bereits 2003 (stillschweigend) einstellte.

Die als KSVF-KlientInnen Anerkannten sehen 
vom ausbezahlten Geld freilich nichts �  es geht di-
rekt an die zuständige Sozialversicherungsanstalt 
(die Sozialversicherungsanstalt der gewerblichen 

Wirtschaft � SVA). Da die Anerkennung als KSVF-Be-
zugsberechtigeR notwendigerweise mit Einkom-
mensschätzungen (weil im Voraus) einhergeht, und 
der KSVF eine österreichische Institution ist, verschob 
sich die Tätigkeit des KSVF nach Ablauf der ersten 
Dreijahresdurchrechnungszeiträume nunmehr auf 
Kontrolle und Überprüfung der KünstlerInnen-Ein-
kommen und in speziellen Fällen auf die Durchleuch-
tung der sämtlichen Vermögensverhältnisse.

Wer nichts hat, muss zahlen

Und schließlich kam es, wie es bei einer Ein-
richtung dieser österreichischen Art kommen 
musste: Rückzahlungsforderungen. Sozusa-
gen selbstverständlich nicht nur an jene, die 
tatsächlich ein auch nur geringfügig höheres 
Einkommen hatten, sondern in Zahlen ables-
bar insbesondere an jene, die ohnedies nichts 
verdient haben. Im Jahr 2001 lagen ca. 300 An-
tragstellerInnen oberhalb der festgelegten Ein-
kommensgrenze. Etwa 600 Personen konnten  kein 
selbstständiges künstlerisches Einkommen über 
3554,57 Euro (Index 2001) erreichen, und 200 von 
ihnen verdienen auch gegenwärtig unterhalb der 
Indexgrenze. Trotzdem fordert der Fonds die Rück-
zahlung des Zuschusses von ihnen und verzichtet nur 
darauf, wenn nachgewiesen werden kann, dass das 
Einkommen im laufenden Jahr unter dem unpfänd-
baren Existenzminimum liegt. Dazu aber muss die 
Künstlerin/der Künstler sozusagen die Hosen herun-
terlassen: Der Fonds verlangt die Offenlegung der 
gesamten aktuellen Einkommens- und Vermögens-
situation. 

Das ist absurd und geht weit über das hinaus, 
was etwa das AMS als Grundlage für den Bezug des 
Arbeitslosengeldes fordert. Und es ist sicherlich nicht 
förderlich für die künstlerische Arbeit, sondern wider-
spricht dem Grundzweck des Fonds, zur sozialen Ab-
sicherung künstlerischen Schaffens beizutragen. Zu-
dem benötigt allein die Überprüfung und Einhebung 
der Rückforderungen einen Verwaltungsaufwand, 
der in keinem Verhältnis zu etwaigen Rückzahlungen 
steht und das ganze Unterfangen auch in budgetärer 
Hinsicht von vornherein in Frage stellt. 

Clemens Christl ist ein arbeitsloser Historiker, 
derzeit per Arbeitstraining (AMS) beim Kulturrat 
Österreich

www.kulturrat.at/agenda/sozialerechte
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Sozialversicherung für 
    KünstlerInnen im Vergleich

Juliane Alton

Juliane Alton ist Kulturarbeiterin und hat im Auftrag von Kulturrat Österreich und IG Freie Theaterarbeit eine Recherche zur sozialen Absicherung von KünstlerInnen in verschiedenen Ländern durchgeführt. 
Ausführlichere Info unter www.kulturrat.at.

Forderungen zum Künstler-
Sozialversicherungsfondsgesetz
Der Kulturrat Österreich fordert als Sofortmaßnah-
men zur Verbesserung der sozialen Absicherung 
von Kunst- und Kulturschaffenden folgende ˜n-
derungen im Künstler-Sozialversicherungsfonds-
gesetz:

ñ    Aufhebung der Option, bereits geleistete Zu-
schüsse des Künstler-Sozialversicherungsfonds 
bei Nicht-Erreichen der Mindesteinkommens-
grenze zurückzufordern.

ñ     Streichung der Mindesteinkommensgrenze 
aus künstlerischer Tätigkeit als Anspruchsvor-
aussetzung für einen Zuschuss aus dem Künst-
ler-Sozialversicherungsfonds.

ñ    Ausweitung der grundsätzlich Bezugsberech-
tigten auf Kunst- und Kulturschaffende. 

ñ    Streichung der z.T. nach fragwürdigen Krite-
rien bewerteten �künstlerischen Befähigung� 
als Anspruchsbegründung. Voraussetzung für 
eine Förderung der sozialen Absicherung darf 
nicht eine von außen postulierte Qualität sein, 
sondern die berufsspezifische Arbeitssituation 
von Kunst- und Kulturschaffenden.

ñ    Ausweitung des EinzahlerInnenkreises in den 
Künstler-Sozialversicherungsfonds auf alle 
regelmäßigen AuftraggeberInnen von Kunst- 
und Kulturschaffenden sowie auf kommerzielle 
InfrastrukturanbieterInnen zum �Konsum� von 
Kunst und Kultur (˜nderungen im �Künstler-So-
zialversicherungsfondsgesetz� und �Kunstför-
derungsbeitragsgesetz� notwendig).

ñ    Verpflichtende Beitragsleistung des Bundes an 
den Künstler-Sozialversicherungsfonds.

ñ    Ausweitung des Zuschusses auf alle Zweige 
der Pflichtversicherung (Unfall-, Kranken- und 
Pensionsversicherung statt Beschränkung auf 
Pensionsversicherung).

ñ    Angleichung der oberen Einkommensgrenze 
(maximale Gesamteinkünfte) an die Höchst-
bemessungsgrundlage.

ñ    Festlegung der Höhe 
des Zuschusses auf 
einen Fixbetrag für 
jene KünstlerInnen, deren Einkommen un-
ter der halben Höchstbemessungsgrundlage 
liegt: Dieser Fixbetrag soll 50% der Versiche-
rungsbeiträge ausmachen, die sich rechnerisch 
aus einem Einkommen in der Höhe der halben 
Höchstbeitragsgrundlage ergeben.

ñ    Festlegung der Höhe des Zuschusses auf 50% 
der Beitragsleistung für jene Künstler/innen, 
deren Einkommen über der halben Höchstbe-
messungsgrundlage liegt. 

Diese Erstmaßnahmen sind umso leichter und ra-
scher umzusetzen, als sämtliche ˜nderungen aus-
schließlich das �Künstler-Sozialversicherungsfonds-
gesetz� und das �Kunstförderungsbeitragsgesetz� 
betreffen. Ein Eingriff in die Sozialversicherungs-
gesetze ist zur Umsetzung der Sofortmaßnahmen 
nicht notwendig.

Der Kulturrat Österreich fordert darüber hinaus 
mindestens zwei Sitze im Kuratorium des Künstler-
Sozialversicherungsfonds, um in diesem Organ 
eine Mitsprache von (InteressenvertreterInnen 
von) selbständig erwerbstätigen Kunst- und Kul-
turschaffenden zu gewährleisten.

Auch wenn alle genannten Sofortmaßnah-
men umgesetzt sind, ist damit lediglich ein klei-
ner Schritt getan. Die Forderung nach einer wei-
teren Verbesserung der sozialen Absicherung von 
Kunst- und Kulturschaffenden bleibt auch danach 
bestehen. Ziel muss die Schaffung einer sozialen 
Absicherung sein, die die prekäre Arbeitssitua-
tion � nicht nur ! � von Kunst- und Kulturschaffen-
den anerkennt.
Die grundsätzliche Forderung des Kulturrat Ös-
terreich lautet daher: 
Recht auf soziale Rechte für alle!



„Es herrscht eine Politik der Spaltung“

Petja Dimitrova/ Marty Huber

Mehrmals wird in dieser Veröffentlichung auf 
ein Fundament unserer Gesellschaft hinge-
wiesen, das immer öfter verteidigt werden 
muss: die Freiheit der Kunst. Über die neuen 
Einschränkungen fremdenrechtlicher Art für 
KünstlerInnen, die nicht aus EU- oder EWR-
Staaten stammen, hat schon Doris Einwall-
ner in ihrem Artikel berichtet. Wie verhält 
es sich jedoch mit den Innenansichten von 
Kunstschaffenden und KulturveranstalterIn-
nen? Gibt es doch das Selbstbild von gelebter 
�Multikulturalität�, und das nicht nur im be-
wahrerischen, traditionellen Sinn von Kultur, 
sondern sehr wohl gedacht als zeitgenössische 
Offenheit für Entwicklungen von KünstlerIn-
nen, egal welcher Nationalität, Religion, sexu-
eller Orientierung, Hautfarbe etc ...

Der zeitgenössische Kunstmarkt ist an-
geblich frei von plumpem Rassismus, ist offen 
für alles, was sich verkaufen lässt, ist weltbür-
gerlich und sowieso nomadisch, wie auch die 
KünstlerInnen � und ist damit die wohl einzig 
funktionierende Verbindung von ungebrem-
sten Kapitalflüssen und Mobilität von Men-
schen. Dass dem nur in einem sehr elitären 
Spitzenfeld zuzustimmen ist, zeigen schon die 
˜nderungen des Niederlassungs- und Asylge-
setzes. In Österreich wird es wie schon bisher 
möglich sein, KünstlerInnen, Wissenschafte-
rInnen und SportlerInnen in kürzester Zeit die 
Staatsbürgerschaft zu verleihen, wenn sie nur 
genug soziales und auch wirtschaftliches Ka-
pital abwerfen. 

Aber wohin werden Kunst- und Kultur-
schaffende verdrängt, die weiterhin oder zu-
künftig in Österreich arbeiten und legal leben 
wollen, ohne in diese Kategorie zu fallen? In 
Ehen mit PartnerInnen mit dem richtigen 
Pass � und dann müssen sie nicht nur beweisen, 
dass sie KünstlerInnen sind, sondern auch wirk-
lich verheiratet. Es gibt keinen Aufenthaltssta-
tus mehr aufgrund künstlerischer Tätigkeit, der 
längerfristiges Planen erlauben würde. Also, 
wie frei ist die Kunst und ihre Ausübung?

Reduktion 
auf Folklore 
und Ethno-
Food 

Zurück zur Frage nach dem 
Selbstbild einer sich als offen 
präsentierenden Kulturnation. 
Warum hängt auf dem Burgthe-
ater keine Protestfahne gegen 
diese Verschlechterung, wie im 
Zuge der Widerstandsbewe-

gung 2000, wo auf eben so einer Fahne zu 
lesen war, aus welchen Nationen die Ange-
hörigen des Ensembles sind? Zwischen Welt-
offenheit und einer Absage an den plumpen 
Rassismus jener Tage schwang da auch ein 
wenig Exotik mit, und es war ein Symbol für 
die Anreicherung der Kulturnation Österreich. 
Gegen den Rassismus unserer Tage gibt es kein 
öffentliches Anzeichen eines wie auch immer 
gearteten Rückgrats. Vielleicht freut sich ja so 
manche Leitung sogar über die Prekarisierung 
der Verhältnisse, wer weiß? Aber nicht nur aus 
der Verschlechterung von Aufenthaltstiteln 
und somit der Arbeitsverhältnisse insgesamt 
wird Nutzen gezogen, sondern wie eh und je 
auch aus der Exotisierbarkeit von künstleri-
schen Arbeiten. Wie oft wird das Angebot ku-
linarischer Spezialitäten aus diversen Ländern 
als Gradmesser für die Offenheit einer Gesell-
schaft herangezogen . 

Dass diese Reduktion auf Folklore und 
Ethno-Food das Gegenteil von gut ist, haben 
schon andere treffend bemerkt. Aber auch im 
zeitgenössisch-hochkulturellen Kunstveran-
staltungsbetrieb fühlt man sich bemüßigt, Eth-
nisierungen fortzuschreiben und zu vertiefen. 
Als Beispiel sei die Kunsthalle Wien angeführt, 
die sich laut ihrer Website als �Werkstatt, als 
Labor, als Verhandlungsort zeitgenössischer 
ästhetischer und gesellschaftlicher Positionen, 
als heiße Zone des kulturellen Transfers� defi-
niert. In ihren Ausstellungstiteln zeigt sich di-
ese Struktur simpel und klar. Spezifischen Län-
dern bzw. Regionen werden Beschreibungen 
einer zu fixierenden Identität oder auch Pro-
jektionen hegemonialer Strukturen beige-
mengt und anderen nicht. Auszugsweise wa-
ren das zum einen �Cuba � Landschaften der 
Sehnsucht� (1999), �Kapital & Karma� (Schwer-
punkt Indien, 2002) �Africa Screams� (2004), 
�Black, Brown, White� (Schwerpunkt Südafri-
ka, 2006), und zum anderen �Norden� (Schwer-
punkt Nordeuropa, 2000) und die 2007 statt-
findende Ausstellung �Americans�. Während 
die Länder des Südens und der Karibik alle mit 
exotisierenden, rassisierenden oder religiösen 

Beschreibungen bedacht werden, brauchen 
die Regionen des hegemonialen Nordens kei-
ne dieser blumigen Teaser, um Publikum in die 
Kunsthalle zu locken. �Flash Afrique� (2001), 
eine Ausstellung zur zeitgenössischen Foto-
grafie in Westafrika, wurde fleißig mit allzu 
bekannten Klischees beworben: �Afrika: Terra 
incognita? Das Herz der Finsternis? Vielleicht 
gar der �schicke Kontinent��.

Die Erweiterung des Interven-
tionsraumes: Dancing in the 
Streets

Ein anderer Schauplatz für Auseinanderset-
zungen um migrantische Positionen im Kunst-
feld ist der Bereich der Kunst im öffentlichen 
Raum. Zwei der aus diesem Budgettopf der 
Stadt Wien geförderten Projekte wollen wir 
im Folgenden gegenüberstellen: �arbeiten ge-
gen rassismen� (initiiert von Daniela Koweindl 
und Martin Krenn, 2005) und �Geschichte(n) 
vor Ort� (kuratiert von Michal Kolecek, Mar-
garethe Makovec und Roland Schöny, 2006). 
�Geschichte(n) vor Ort� wollte  in dem durch 
eine 200-jährige Zuwanderungsgeschichte 
geprägten Stadtviertel Volkertmarkt im zwei-
ten Wiener Gemeindebezirk mit Interventi-
onen zum Dialog mit dem lokalen Alltag auf-
rufen. Neben den KünstlerInnen der lokalen 
Szene waren auch KünstlerInnen mit Bezug 
zu den Herkunftsländern der BewohnerInnen 
eingeladen, um �Kunstprojekte zu realisieren, 
welche persönliche Geschichten im Sinne ty-
pischer Biografien aufgreifen, in Richtung Fik-
tion und Utopie weiterdenken und umgekehrt 
auch politische Geschichte der unmittelbaren 
Umgebung mitreflektieren sollten�. Ganz ab-
gesehen davon, dass das Eröffnungsfest sich 
wiederum der schon oben angesprochenen 
Exotisierungen bediente und die Reduktion 
von gesellschaftlichen Brennpunkten auf bi-
ografische Einzelschicksale allzu gerne voran-
getrieben wird: Das Gros der Interventionen ist 
weniger an emanzipatorischen Fragestellun-
gen interessiert bzw. wurden künstlerische 
Formen gewählt, die der angeführten Intenti-
on offenkundig nicht dienlich sind. Zum leich-
teren Verständnis ein Beispiel: �Global Parking� 
der Gruppe Kamera Skura versuchte durch die 
Markierung von Parkplätzen auf die Verbau-
ung des Stadtraumes und auf die Bewirtschaf-
tung von Abstellplätzen hinzuweisen. Dass 
sie dazu aber ausgerechnet religiöse Symbole 
benutzten, irritiert � in wahrscheinlich unbe-
dachter Weise. Die Reduktion von Diversität 
auf unterschiedliche Religionen ist gerade 
heutzutage eine fatale Verstärkung gängiger 

Diskurse. Die Ausnahme innerhalb des Pro-
jektes ist die Arbeit �Istiklal Allee� von Michael 
Blum, eine Installation in der Heinestraße. Er 
zeigt die Geschichte der Umbenennung die-
ser Straße seit dem 19. Jahrhundert und wirft 
auch einen Blick in die Zukunft, indem er sie 
in �Istiklal Allee� umbenennt, eine Referenz an 
die weltberühmte Istiklal Caddesi (Unabhän-
gigkeitsstraße) in Istanbul.

Das von KünstlerInnen und AktivistIn-
nen gemeinsam entwickelte Projekt �arbei-
ten gegen rassismen� besetzte Werbeflächen 
entlang der Straßenbahnlinie D mit verschie-
denen Plakatmotiven. Die Plakatserie zeigte 
unterschiedliche künstlerische und aktivi-
stische Positionen, die Wirkungsweisen von 
Rassismen sowie Widerstandsformen dage-
gen thematisieren. Das Besondere an diesem 
Projekt waren die Verknüpfungen zwischen 
künstlerischen wie auch aktivistischen Aus-
drucksformen und sein wesentlich größeres 
Maß an interventorischem Potenzial. Ziel der 
Zusammenarbeit von KünstlerInnen und Akti-
vistInnen war es, eine Allianz gegen Rassismus 
und Antisemitismus zu bilden sowie Öffent-
lichkeiten dafür zu schaffen und gemeinsam 
rassistischer Normalität entgegenzutreten. 
Diese Normalität fand ihren Ausdruck in der 
Weigerung der Wiener Linien, gewisse Sujets 
auch auf die Straßenbahnen zu affichieren. 
Die Projektgruppe ließ sich aber nicht auf die 
Forderung der Wiener Linien ein, bestimmte 
Sujets aus dem Projekt herauszunehmen, und 
sagte die Kooperation mit den Wiener Linien 
ab. Deren Ansinnen war nichts anderes als ein 
Versuch, die Freiheit des künstlerischen Aus-
drucks zu beschränken. �Werbung� im schlech-
testen Sinn für eines der in Zusammenarbeit 
mit der Schwarzen Frauen Community und 
dem Künstlerinnenkollektiv Klub Zwei (Jo 
Schmeiser und Simone Bader) entstandenen 
Plakate mit der emanzipatorischen, politischen 
Forderung: �Österreich braucht ein Antidiskri-
minierungsgesetz!� Eines, das seinen Namen 
auch verdient und nicht nur den Minimalanfor-
derungen der EU entspricht!

Petja Dimitrova ist bildende Künstlerin. 
Derzeit ist sie Mitarbeiterin der „Initiative 
Minderheiten“ im EU-Projekt zur Bekämp-
fung von Rassismus am Arbeitsmarkt.

Marty Huber ist Sprecherin der IG Kultur 
Österreich und als Dramaturgin und 
queere Aktivistin tätig.

Eine Langversion kann auf www.kulturrat.at 
nachgelesen werden.

Zentral im Selbstverständnis politischer 
Kulturarbeit ist das Engagement für eine 
gleichberechtigte und soziokulturell di-
versifizierte Gesellschaft und die Herstel-
lung partizipativer Öffentlichkeiten, in 
denen diskriminierte und marginalisierte 
Gruppen und Personen präsent sind. Dies 
umfasst auch das klare Bekenntnis gegen 
Rassismus und Diskriminierung � und 
damit das sicht- und hörbare Auftreten 
gegen aktuelle Migrations- und �Integra-
tions�-Politiken sowie den herrschenden 
rassistischen Konsens innerhalb dieser Ge-
sellschaft. Antirassismus stellt also einen 
integralen Bestandteil emanzipatorischer 
Kulturarbeit dar, die die Einflussnahme 
auf gesellschaftliche Entscheidungspro-
zesse bzw. die Mitgestaltung derselben 
als eines ihrer Hauptanliegen definiert.

Allerdings geht es hierbei nicht um 
einen mit moralischen Argumenten 
agierenden, sondern um einen poli-
tischen Antirassismus, der sich für die 
Herstellung gleicher Bedingungen für 
ausgegrenzte Gruppen einsetzt. Dazu 
gehört unter anderem auch, dass die 
von Rassismus �Betroffenen�, sprich Mig-
rantInnen, aus ihrer (zugeschriebenen) 
Opferrolle heraustreten und die wieder-
holt kritisierte StellvertreterInnen-Politik 
durch jene Mehrheitsangehörigen über-
wunden wird. Die Mehrheitsangehörigen 
müssen ihre eigenen, teils unbewussten 
Verstrickungen in rassistische Strukturen 
und die daraus resultierenden Privilegien 
reflektieren. 

MigrantInnen, die in der politischen 
Kulturarbeit aktiv sind, sind Protago-
nistInnen, denn das, was an kultureller 
Praxis von MigrantInnen von der öster-
reichischen Mehrheitsgesellschaft wahr- 

und angenommen wird, beschränkt sich 
in der Regel entweder auf farbenfrohe 
Folklore und Ethno-Food bzw. die Re-
präsention des Herkunftslandes und die 
individuelle Erfahrung der Migration 
selbst. �MigrantInnen� sollen und dürfen 
sich nur zu �migrantischen� Themen äu-
ßern � Hauptsache �authentisch�.

In der Frage, wodurch sich �Kultur� 
definiert bzw. welche Formen der Arti-
kulation überhaupt als �Kultur� wahr-
genommen und legitimiert werden, 
spiegeln sich zentrale gesellschaftliche 
Kämpfe und identitätsstiftende Prozesse 
wider. Nicht zufällig wurde nach dem 2. 
Weltkrieg die �Kulturnation Österreich� 
geboren, schließlich konnte ein Volk, das 
soviel �Schöngeistiges� zu produzieren in 
der Lage war, nicht die �Barbarei� seiner 
nationalsozialistischen Vergangenheit 
mitgetragen haben. Im Spiegel der Bar-
barInnen (per Definition jemand, der/
die sprachlos ist, der/die die kulturelle 
Leistung des Sprechens nicht erbringen 
kann), der roh, ungebildet, kulturlos und 
rückständig ist, kann sich der/die Betrach-
terIn als zivilisiertes, kultiviertes und fort-
schrittliches Subjekt erfahren.

Strategien gesellschaftlicher 
Teil-Nahme

�Kultur� bedeutete lange Zeit bürger-
liche �Hochkultur�, in Abgrenzung zur 
Massen-, Alltags- oder auch Regionalkul-
tur. Gerade gegen diese konstruierten 
Grenzen richteten sich die Kämpfe der 
1970er Jahre, die sich für die Erweiterung 
des Verständnisses von �Kultur� � wie sie 

zumindest im deutschsprachigen Raum 
vorherrschte � einsetzten und mittels 
Begrifflichkeiten wie �Kulturarbeit� und 
�Soziokultur� die politischen und sozialen 
Dimensionen kultureller Praxis hervorho-
ben. �Politische Kulturarbeit� stellte also 
den Anspruch, über das traditionell defi-
nierte kulturelle Feld hinauszugehen und 
sich inmitten der Gesellschaft zu verorten 
und gesellschaftliche Prozesse mitzuge-
stalten. 

In diesem Sinne kann migrantische 
Kulturarbeit bzw. Kulturarbeit von und mit 
MigrantInnen nicht nur als bloße Vermitt-
lungsform der Anliegen und Forderungen 
von MigrantInnen, sondern zugleich als 
eine Strategie gesellschaftlicher Teil-
Nahme und Subjektwerdung verstanden 
werden, wie sie sich in der Selbstorgani-
sierung und Selbstvertretung der �Be-
troffenen�, in ihrem Selbstverständnis als 
Definierende/n statt Definiertem - also in 
der Einforderung einer gesellschaftlichen 
SprecherInnen-Position und den damit 
verbundenen adressierten Öffentlich-
keiten � manifestiert. 

Radostina Patulova ist Philosophin 
und arbeitet als kulturelle Meditatorin 
sowie im Bereich der Erwachsenen-
bildung.

Vina Yun ist freie Autorin und Teil 
des Redaktionskollektivs der Zeitung 
Malmoe.

Beide sind derzeit tätig im wip-Modul 
„fields of transfer“ bei der IG Kultur 
Österreich. 

ein ziemlich breiter und weiter, für mich sind 
es alle Formen des Ausdrucks. Es gab ein Pro-
jekt von SFC mit Klub Zwei, wo in und ent-
lang der Straßenbahnlinie D großformatige 
Plakate mit politischen Forderungen hätten 
angebracht werden sollen, aber das war den 
Verantwortlichen dann doch zu politisch. Die 
Plakate wurden nur entlang der D-Linie ange-
bracht. Ein anderes Projekt, in das SFC invol-
viert ist, ist die Schwarze Recherchegruppe, 
die sich für das Projekt �Remapping Mozart 
- Verborgene Geschichten� gegründet hat 
und bei der es darum geht, schwarz-öster-
reichische Geschichte zu schreiben und uns 
selbst zu Expertinnen zu machen. Wir wollen 
unsere Geschichten erzählen und damit auch 
unsere Bilder präsentieren - eben nicht fremd-, 
sondern selbstbestimmt, weg vom Exotismus 
und der StellvertreterInnenpolitik. Da liegt für 
mich auch die Wichtigkeit oder das Interes-
sante an der Kulturproduktion, dass man die 
Möglichkeit hat, sich selbst zu präsentieren, 
um seinen Standpunkt zu zeigen, was gerade 
jetzt in der Zeit des Wahlkampfs, in der wir 
als Gruppe der �MigrantInnen� instrumenta-
lisiert werden, besonders wichtig ist.

Welche Vorteile bietet die Strategie, politische 
Forderungen über den Kunst- und Kulturbe-
reich zu transportieren?

BK: So gut und absolut notwendig es ist, eine 
Demo oder eine Pressekonferenz oder eine 
Podiumsdiskussion zu organisieren - ich glau-
be, dass man durch Plakataktionen, wie z.B. 
die Zusammenarbeit zwischen SFC und den 
Künstlerinnen von Klub Zwei �Arbeiten gegen 
Rassismen�, wiederum ein anderes Publikum 
erreicht. Mir gefällt die Vorstellung, dass je-

Dancing Stars – Der Tanz um die 
Bewegungsfreiheit der Kunst

MIGRANTiNNEN IN DER KULTURARBEIT
Von „Betroffenen“ zu „Beteiligten“: Strategien der Partizipation   
         und Selbstermächtigung

„Es herrscht eine Politik der Spaltung“
Mit welchem Begriff von 
„Kultur“ arbeitet ihr und 
warum ist es für euch in-
teressant, euch insbeson-
dere im Kulturbereich zu 
engagieren?

Sibel Öksüz (SÖ): Kultur 
in Österreich zu definie-
ren ist schwierig, gerade in 
diesem Jahr bedeutet �ös-
terreichische Kultur� die 
Bewahrung von Hochkul-
tur � Mozart & Co. kann ich 
schon nicht mehr hören. 
Aber mit unserem Engage-
ment wollen wir vor allem 
von dieser Opferrolle der 
MigrantInnen weggehen 
und davon abkommen, 
dass sich sehr viele auch 
abkapseln und nur in der 
eigenen Community blei-
ben � das gilt aber auch für 
�Einheimische�. Uns ist es 
wichtig zu zeigen, dass es 
selbstverständlich ist, dass 
sich in einem Land wie Ös-
terreich die Kulturen oder 
Nationen vermischen. 
Unser Name ist ein Wort-
spiel: KULT-im-PORT, wie 
der Hafen � wir sehen uns 
als einen Hafen, wo die 
Kulturen und Projekte an-
docken.

Belinda Kazeem (BK): 
Mein Begriff von Kultur ist 

Radostina Patulova, Vina Yun

Die Beiträge „MigrantInnen in der Kulturarbeit“ und „Es herrscht eine 
Politik der Spaltung“ entstanden im Rahmen des Moduls fields of TRANS-
FER, das die IG Kultur Österreich im Rahmen der Equal-Entwicklungs-
partnerschaft “WIP - work in process” durchführt.

Politik und Realität 

10 Jahre Neoliberalismus_ Gerhard Ruiss /Seite 2

Freiheit in Kunst und Kultur_ Sabine Kock /Seite 3

Heimatschutz und Leitkultur_ Martin Wassermair /Seite 3

Das österreichische Exzellenzgeschäft_ Monika Mokre /Seite 4

Die flexiblen und mobilen Ichlinge_ Eva Blimlinger /Seite 4

Strategien der (Selbst-)Ermächtigung_ Therese Kaufmann /Seite 5

GATS geht alle an_ Andrea Ellmeier /Seite 6

Kunstförderung seit 2000_ Elisabeth Mayerhofer /Seite 7

Kulturmanagement wozu_ Tasos Zembylas /Seite 7

Existenz und Überleben 

Atypisch und prekär_ Markus Griesser /Seite 8

Grundeinkommen_ Gabriele Michalitsch /Seite 8

Sozialversicherung für KünstlerInnen_Clemens Christl /Seite 9

KünstlerInnensozialversicherung anderswo_Juliane Alton /Seite 9

Gleiche Rechte für alle 

Bewegungsfreiheit der Kunst_Petja Dimitrova/ Marty Huber /Seite 10

Migrantinnen in der Kulturarbeit_Radostina Patulova/ Vina Yun /Seite 10

Politik der Spaltung_Interview mit Belinda Kazeem/ Sibel Öksüz /Seite 10

KünstlerInnen im Fremdenrecht_Doris Einwallner /Seite 11

Bundesvernetzung Frauen in Kunst und Kultur_Daniela Koweindl /Seite 12

Geschlechtergerechtigkeit?_Sabine Benzer /Seite 12

Kunst, Kultur und Polizei 

Europäischer Haftbefehl_Ludwig Laher /Seite 13

VolxTheaterKarawane_Interview: Gini Müller /Seite 13

Urheberrecht, Commons und Copyright 

Urheberrecht in Österreich_Juliane Alton /Seite 14

Fairplay oder FairPlay_Adi Blum /Seite 14

Copyright und öffentliches Interesse_Paul Stepan /Seite 15

Urheberrecht: Weniger ist mehr_Felix Stalder /Seite 15

Medienkultur 

Herausforderung Netzkultur_Sarah Schönauer /Seite 16

Kunst, Kultur und Überwachung_Konrad Becker /Seite 16

Realitycheck – dritter Sektor_Alf Altendorf  /Seite 17

Die Freien Radios 2006_Veronika Leiner /Seite 17

MigrantInnen im ORF_Zuzana Brejcha /Seite 18

Printmedien revisited_Vina Yun /Seite 18

Warum wir einen starken ORF brauchen_Klaus Unterberger/Seite 19

Machtkonzentration in der KommAustria_Maria Anna Kollmann /Seite 19

Kulturpolitik - Diskurs - Vernetzung 

Gleiche Rechte für alle
Bewegungsfreiheit der Kunst

Migrantinnen in der Kulturarbeit

Politik der Spaltung

10


